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Vorwort. 


Aagemeine Theilnahme erregten im Jahre 1843 die Anträge 
der rheiniſchen und weftphälifchen Stände auf Emaneipation 
der Juden ſchon des Gegenſtandes wegen, noch mehr aber 
durch die Art und Weiſe, in welcher der Antrag zur Sprache 
kam und in welcher er ſeine Vertheidigung fand. Es iſt im— 
mer eine höchft erfreuliche Erſcheinung der Zeit, wenn Vorur— 
theile, welche Jahrhunderte im Geiſte und in den Vorſtellun— 
gen der Menſchen wurzelten, ſich zu loͤſen und zu ſchwinden 
beginnen und klarere, reinere Anſichten an ihrer Stelle ſich 
entfalten und zu Tage treten. In ſolchen Erſcheinungen feiert 
das rein und allgemein Menſchliche ſeinen Triumph über den 
Egoismus und die Engherzigkeit beſonderer Klaſſen, Corpora— 
tionen und Individuen, die Wahrheit über die Täuſchung und 
das Recht und die Gerechtigkeit über das Unrecht und die 
Willkür. Solche Erſcheinungen verdienen die Anerkennung, 
die man dem Adel der Geſinnung zollt, wo und bei welcher 


Gelegenheit er ſich auch offenbaren möge. 


Der Gegenwart gebührt eine ſolche Anerkennung inſofern, 
als man immer mehr und immer feſter zu der Einſicht gelangt, 
daß im Staatsverbande nur der Menſch und nicht ſein Glaube, 
feine religiöfe Ueberzeugung, oder feine confeſſionellen Ver⸗ 
hältniſſe in Betrachtung kommen können. Im Geifte des un⸗ 
ſterblichen Friedrich II. ſprach ja noch unlängft Friedrich 
Wilhelm IV., der Erbe ſeines Thrones, das königliche 
Wort: 
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Meine Unterthanen ſind mir nur für ihre Handlungen ver— 

antwortlich, nicht aber für ihren Glauben; 
und mit dieſer Einſicht, mit dem übereinſtimmenden Inhalte 
des königlichen Wortes iſt die Bahn gebrochen zu einem Fort— 
ſchritte, der nothwendigerweiſe zur Ausgleichung derjenigen 
Mängel führen muß, welche bisher noch beſtanden und ſo 
lange beſtehen werden, als man nicht in Erwägung zieht, daß 
es ſich im Staatsverbande nur um Rechte und Pflichten han— 
delt und daß beide kein Uebergewicht zu Gunſten der einen 
und zum Nachtheile der andern Partei der durch äußere Re— 
ligionsunterſchiede getrennten Staatsbürger üben dürfen. Eine 
ungleiche Vertheilung beider iſt und bleibt eine Unvollkommen—⸗ 
heit, die zur Ungerechtigkeit wird, ſobald ſie ſich blos auf 
Glaubensunterſchiede und auf weiter nichts gründet. Der 
Staat, als reines ſociales Bündniß, darf ſich auf kein aus: 
ſchließliches Glaubensſyſtem baſiren, oder er muß diejenigen, 
die demſelben nicht angehören, von jeder Theilnahme am Bünd⸗ 
niß, alſo auch von der Theilnahme an deſſen Pflichten aus⸗ 
ſchließen und ſo ihre Perſonen aus der Zahl derer verdrängen, 
welche die Geſammtheit des Verbandes bilden. Wer ſich in 
Bezug auf die Vollbringung der Pflichten den ſocialen Be— 
dingungen unterwirft, welche vom Staate Namens der Ge— 
ſellſchaft geſtellt werden, iſt wahres, eigentliches Mitglied der⸗ 
ſelben und geht, ſchon nach den allgemeinen Beſtimmungen 
des Geſetzes, durch Uebernahme und Ableiſtung der ſtipulirten 
Pflichten, einen Contract ein, welcher Gegenleiſtungen, wie 
fie der Contract überhaupt ſichert, als unabweisbar erſchei— 
nen läßt. 

Dieſe Gegenleiſtungen dürfen aber keinesweges partiell 
ſein; denn dies wäre nicht nur ſchon an und für ſich eine 
Ungerechtigkeit, ſondern es würden dadurch auch noch gröſ— 
ſern Ungerechtigkeiten Thüren und Thore geöffnet, weil die 
Beurtheilung des Maßes der Gegenleiſtung leicht zu Willkür 
führen kann und wenigſtens Ungleichartigkeit erzeugen konnte. 
Wer alſo durch Uebernahme der Staatspflichten ſich den 
Staatsmitgliedern anſchließt, und wenn die Geſellſchaft dieſen 
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gleichſam paſſiven Anſchluß geftattet, dem Fann fie billiger- 
weiſe auch den Genuß der durch die Ableiſtung zugeſicherten 
Rechte nicht verſagen. Es wäre ein läſtiger Vertrag und 
ein ſolcher darf auf Grund der allgemeinen geſetzlichen Be— 
ſtimmungen angefochten werden, wobei es keinen Unterſchied 
begründen kann, ob die Früchte dieſer Beläftigung dem In— 
dividuum oder der Geſammtheit zu Gute gehen. . 

Wer in den Staatsverband eintreten will, darf daher 
durchaus keine Glaubensrückſichten vorſchützen, die ihm, und 
wenn auch nur einen Theil, oder einzelne der ſtipulirten Ver— 
pflichtungen abzuleiſten verbieten; er muß dann überhaupt 
darauf verzichten, Mitglied des Staates zu ſein oder dieſer 
ihm ausdrücklich das Zugeſtänduiß machen, pro rata ſeiner 
Leiſtungen nur einen eben fo beſtimmten Antheil der Gegen: 
leiſtungen beanſpruchen zu dürfen und erwarten zu können. 
Die Verzichtleiſtung muß aber in allen Fällen eintreten, wenn 
Colliſionen zwiſchen dem religiöſen Glauben und den zu über— 
nehmenden Pflichten ſtattfinden können. Ob aber eine ſolche 
Colliſion möglich iſt, oder ſtattfinden werde, iſt nicht Sache 
der Beurtheilung des Staats, ſondern deſſen, der feine Theil 
nahme an den allgemeinen Pflichten anträgt, der in die Zahl 
der Staatsmitglieder aufgenommen ſein und ſich den einmal 
beſtehenden Geſetzen unterwerfen will. Der Staat kann nur 
gewähren, wenn ihm geleiſtet wird und die ganze Geſetzgebung 
deſſelben liefert das Zeugniß dafür, daß er die gegenſeitigen 
Beziehungen nur vom rechtlichen Standpunkt aus betrachtet, 
und betrachtet wiſſen will. 

Aber eben dieſe Geſetzgebung ſichert auch den Staat vor 
den Folgen, welche daraus entſtehen können, wenn möglicher- 
weiſe ein Beitritt zur Mitgliedſchaft unter der Vorausſetzung 
oder der Beſchwichtigung erfolgt, daß der Beitretende künftig 
in Fällen, wo dieſe Colliſion zwiſchen Pflicht und religiöſem 
Glauben hervortreten könne, die übernommene Leiſtung zu ums 
gehen Gelegenheit finden oder Veranlaſſung ſuchen werde; 
dieſe Leiſtung mag ſich nun auf die Geſammtheit überhaupt, 
oder einen größern oder geringern Theil der Mitglieder bezie— 
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hen. — Unkunde mit der Beſchaffenheit der übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen kann dabei als Einwand nicht gelten, vielweniger 
noch ihre Vorſchützung Beſtimmungen aufheben laſſen, welchen 
man ſich durch die Beitrittserklärung anſchloß und welche 
älter ſind, als der erfolgte Beitritt ſelbſt. Wer ſich den Pflich— 
ten entzieht, gleichviel ob aus religiöſem Scrupel oder aus 
ſonſt einem andern Grunde, hört entweder ganz, oder unter 
Umſtänden bedingungsweiſe auf Mitglied des Staates zu ſein, 
dem er angehört, hört es auf zu ſein durch und kraft des 
Geſetzes und Contractes, den er nicht erfüllt. 

Es bleibt daher unter allen Umſtänden reine und bloße 
Gewiſſensſache des Aufnahme Suchenden, ob er ſich den Vor— 
ſchriften des Geſetzes fügen kann, und nur ihm und keinem 
Andern kann die Entſcheidung darüber zuſtehen. Exceptionen 
in dieſer Hinſicht und in Rückſicht darauf kann der Staat 
nicht machen und wenn dieſelben, wie z. B. in Bezug auf die 
Militairverpflichtung der Mennoniten, dennoch zu beſtehen 
ſcheinen, ſo ſind dieſelben immer nur als ein temporäres Zu— 
geſtändniß zu betrachten, welches der Staat aufheben kann, 
wenn er die Aufhebung deſſelben für gut hält, oder das Be— 
ſtehen deſſelben ſeine Intereſſen oder die Rechte der übrigen 
Mitglieder weſentlich gefährdet. 

Der Grundſatz, daß der Staat ſich nicht um das Ge 
wiſſen und die darauf begründete oder ihm zum Grunde lies 
gende religiöſe Ueberzeugung der Individuen zu befümmern 
habe, wird als wahrheitgemäß immer deutlicher, findet immer 
mehr allgemeine Würdigung und Anerkennung. Andererſeits 
ſteht aber auch feſt, daß der religibſe Glaube das Gebiet der 
bürgerlichen Pflichten und Rechte nicht berühren, die gerech— 
ten Anſprüche der Geſellſchaft nicht verletzen dürfe. Mit Recht 
bemerkten daher die rheiniſchen Stände bei Gelegenheit einer 
auf dem diesjährigen Landtage zur Sprache gekommenen ähn—⸗ 
lichen Frage, als die in dieſer Schrift vorliegende, daß ſich 
die Geſetzgebung von Allem fern zu halten habe, was nur in 
das Gebiet der Moral hinüberſtreift. Das Princip des Da⸗ 
ſeins und Beſtehens des Staats iſt ein reines Rechtsprincip 
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und dieſes muß ein allgemeines, unter allen Umſtänden ſich 
gleichbleibendes ſein, denn Recht und Wahrheit ſind ihrem 
Weſen nach identiſch und wie die Wahrheit die Unwahrheit, 
ſo ſchließt das Recht jedes Unrecht aus. 

Alſo Achtung vor dem, was im Gewiſſen ſeiner Mit⸗ 
glieder ſich geſtaltet hat, was als ihre religiöfe Ueberzeugung 
ſich kund giebt, iſt Pflicht des Staates, und ſein Eingriff in 
dieſelbe iſt nur dann zu rechtfertigen, wenn dieſe Ueberzeu⸗ 
gung zu verletzenden Handlungen führt. Dieſe religiöſe Ueber; 
zeugung tritt nach Außen nur im Cultus und ſeinen Formen 
hervor und wenn es feſtſteht, daß der Staat Gewiſſensfrei⸗ 
heit anzuerkennen hat, ſo ſteht ihm in Bezug auf dieſe nur 
ein Beaufſichtigungsrecht inſofern zu, daß der Cultus der ei⸗ 
nen religiöſen Partei nicht ſtörend in die gleichen Cultusrechte 
der andern eingreife; denn auch in dieſer Beziehung hat der 
Staat ſeinen Mitgliedern gegenüber Pflichten zu üben und 
Rechte zu wahren. Selbſt im blos chriſtlichen Staate wür⸗ 
den, wenn man dieſer Anſicht nicht beitreten wollte, durch 
die confeſſionellen Verſchiedenheiten des Cultus und feiner Gel⸗ 
tendmachung, leicht Zerwürfniſſe zwiſchen dem Staate und 
ſeinen Bürgern entſtehen, indem ſich aus ihm Vorwände her⸗ 
leiten ließen, welche ein Widerſtreben gegen die Grundbedin⸗ 
gungen des Societäatsvertrages zu befchönigen und zu recht: 
fertigen ſuchen könnten. In dieſem, wie in jenem Falle iſt 
aber der Staat darauf angewieſen und dazu verpflichtet, je⸗ 
des beeintraͤchtigende Widerſtreben aus religiöfen und kirch⸗ 
lichen Rückſichten von ſich abzuweiſen. Daß eine ſolche Wi⸗ 
derſetzlichkeit, die mit Eingriff in die allgemeinen bürgerli⸗ 
chen Rechte der confeſſionell verſchiedenen Mitglieder des 
Staats verbunden iſt, wohl aufzutauchen pflegt, davon haben 
wir den Beweis in bekannten Ereigniſſen am Rhein und in 
Poſen, wobei ſich zugleich bewährt, daß der Staat, in dieſem 
Falle zum Einſchreiten verpflichtet, ſeiner Verpflichtung nach⸗ 
zukommen nicht verabſaͤumt hat. 

In Bezug auf den Staat und ſeine Befugniß, die ſo 
dringend geforderte Emancipation der Juden zu gewähren 
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und endlich eintreten zu laſſen, wäre alſo auch nicht das ge: 
ringſte Bedenken vorhanden und am Wenigſten eine Gefahr 
in Bezug auf die Umwandlung oder Umſtürzung feiner Les 
bensbedingung zu befürchten. Iſt das Gebiet der individu⸗ 
ellen religiöfen Ueberzeugung für ihn auch völlig irrelevant 
und kann es für ihn auch völlig gleichgiltig ſein, ſo kommt 
dieſes doch dabei in einer andern Beziehung in Anregung, 
nämlich in Bezug auf die kirchlichen Verhältniſſe. Die Kirche, 
das im Staate und unabhängig vom Staate ſich geltend 
machende Element, kann ein Intereſſe haben, einen ihrem Cul— 
tus fremdartigen neben ſich nicht zu dulden, kann ein beſon⸗ 
deres Intereſſe haben, grade den Cultus des Judenthums als 
einen vom Staate geſchützten neben ſich nicht aufkommen zu 
laſſen. Wir fragen zunächſt, wie kann das Gewiſſen des 
Menſchen es vor ſich ſelbſt verantworten, wenn ihm daraus, 
daß ein Anderer in religiöſer Hinſicht einer anderen Ueber: 
zeugung iſt, ein Bedenken erwächſt, welches ſich in ſeinen 
Folgen der Art äußert, daß es eine Niederdrückung der Aeuſ⸗ 
ſerung dieſer fremden religiöſen Ueberzeugung nach ſich zieht. 
Nur Belehrung und Unterweiſung dürfen hier wirken, 
wenn nicht eigene, beſſere Ueberzeugung, in Folge eigenen 
Nachdenkens und der Selbſtbelehrung, die Aenderung der frü— 
hern religiöſen Anſicht herbeiführt. Meinem Glauben, dem⸗ 
gemäß mir ſelbſt zu leben durchaus kein Hinderniß vorhanden 
iſt, den Cultusformen, in welchen ich das Bekenntniß dieſes 
Glaubens nach Außen hin offenbare, deren Geltendmachung 
nicht gehemmt wird, erwächſt ja durchaus kein Nachtheil da⸗ 
durch, daß eine andere Ueberzeugung und andere Cultus— 
formen neben den meinigen beſtehen. 

Wenn daher die Kirche, gleichviel welche, ſich als etwas 
Selbſtſtändiges, und dieſes mit Recht behauptet, ſo kann ſie 
die Hilfe des Staates nur inſofern in Anſpruch nehmen, als 
ihre Selbſtſtändigkeit und ihr als Norm gegebener Zuſtand 
durch das gleichzeitige Beſtehen einer anderen Kirche beein⸗ 
trächtigt wird, alſo wieder nur da, wo Rechtsverhältniſſe zur 
Sprache kommen. Iſt dieſes nicht der Fall, ſo iſt keine Ver⸗ 
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anlaſſung zur Unduldſamkeit gegeben, welche dann alle Hu⸗ 
manitätsrückſichten beſeitigen, ja mit mit Füßen treten hieß 
und ſich den Vorwürfen des eigenen Gewiſſens preisgeben 
müßte und in ihnen ihre Strafe finden würde. 

Iſt dieſer Standpunkt ſchon durch diejenigen Grundfäße 
geboten, die jede kirchliche Congregation, ſie mag einen Na⸗ 
men an der Stirn tragen, welchen ſie immer wolle, befolgen 
muß, wenn ſie Anſprüche auf Reinheit und Lauterkeit machen 
will, ſo iſt dieſes noch mehr in der chriſtlichen Kirche und 
von derſelben zu erwarten, deren Stifter ſchon feinen Zeitger 
noſſen die inhaltsſchwere Mahnung zurief: 

richtet nicht, ſo werdet ihr auch nicht gerichtet; verdammet 

nicht, ſo werdet ihr auch nicht verdammet! 
eine Mahnung, die den Bekennern ſeiner Lehren auch heute 
noch nicht dringend genug an das Herz gelegt werden kann. 
Das Chriſtenthum ſoll dem Princip der Liebe in jeder Bezie- 
hung huldigen und wenn von Seiten der chriſtlichen Kirche 
Bedenken erhoben werden gegen die Bewilligung eines Antrages, 
dem das Recht und die Billigkeit in jeder Hinſicht zur Seite 
ſtehen, ſo handelt dieſelbe ganz dem Geiſte ihres Stifters und 
ſeinen Lehren entgegen. » 

Und wirklich find die gegen die Emancipation der Juden 
laut gewordenen Bedenken nicht Bedenken, die der Staat an 
und für ſich dagegen haben kann, ſondern nur ſolche, welche 
der Staat in Berückſichtigung der Kirche hat, und welche di⸗ 
rect oder indirect von dem Geſichtspunkte der kirchlichen Ver⸗ 
faſſung aus angeregt und befeſtigt wurden. Nur die Kirche 
iſt bis jetzt noch die Gegnerin der Emancipation; ſie ver⸗ 
wirft, ich will nicht ſagen verdammt, — mit welchem Grunde 
und aus welchem Rechte, wird jedem Unbefangenen ohne ber 
ſondere Erörterung einleuchten, — die ihr gegenüberſtehenden 
Grundſätze des Judenthums und wird ihr Ankläger vor dem 
Forum des Rechtes und des Geſetzes. Alle Einwendungen, 
welche man gegen die Löſung einer, durch lange Jahrhunderte 
drückenden Feſſel unſerer Brüder dereinſt machte und jetzt noch 
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macht, fie mögen vom Staate felbft, oder von der Kirche ers 
hoben worden ſein, laſſen ſich auf Gegenſtellungen der letzte— 
ren allein zurückführen; der Staat ſelbſt, als ſolcher, verhält 
ſich dabei völlig paſſiv, denn alle jene Einwendungen löſen 
ſich auf, wenn den Forderungen der Kirche Genüge geleiſtet 
worden iſt, wenn der Jude, gleichviel ob aus Ueberzeugung, 
oder um dem Drucke zu entgehen, der ihretwegen noch auf ihm 
laſtet und der Rechte theilhaft zu werden, die ihm als Menſch 
als Staatsverpflichteten gebühren, ſeine religiöſe Anſicht 
und feine religiöſen Formen mit den Anſichten und Formen 
ſeiner Gegnerin wechſelt. 

Es iſt unſere Abſicht hier nur das Allgemeine anzudeu⸗ 
ten; das Speciellere wird ſich im Verlaufe dieſer Schrift mehr: 
fach herausſtellen. Aber wir würden ebenfalls eine Ungerech— 
tigkeit begehen, wenn wir nicht auch zugeſtehen wollten, daß 
die Fortſchritte und Forderungen der Zeit ſchon weſentliches 
Nachlaſſen der kirchlichen Anmaßungen bewirkt haben, daß 
nicht nur der Laie, ſondern auch ſelbſt der Diener der Kirche 
von der Nichtigkeit der bisherigen Oppoſition, von dem Irr- 
thum der bisher bei der Feſtſetzung und der Feſthaltung Dev. bez 
folgten Grundſätze vorgefallen war, ſich überzeugt haben und es 
nunmehr für ihre Pflicht halten, die beſſere Ueberzeugung of— 
fen und unumwunden auszuſprechen. Der Antrag der rhei⸗ 
niſchen Stände des Jahres 1843, welcher, wir wiederholen 
es, dem Menſchlichkeits- und Rechtsgefühl derſelben die höchſte 
Ehre bringt, iſt eine Folge der gereinigten, mit den Princi⸗ 
pien des Rechtes und des Chriſtenthumes, mit den Grundbe— 
dingungen des Staates und der Staatsmitgliedſchaft in Ein: 
klang ſtehenden Anſicht von den Verhältnißen. Noch ehren⸗ 
der iſt dieſer Antrag dadurch, daß derſelbe grade von Mit? 
gliedern einer Kirche ausging, die ſeit undenklichen Zeiten die 
erbittertſte Feindin der Juden und des Judenthums war und 
nicht nur von ihnen, ſondern ſogar von Dienern dieſer Kirche 
lebhafte Unterſtützung fand. Grade durch dieſen Antrag lie⸗ 
fert die katholiſche Kirche den ſchlagendſten Beweis, daß ihren 
gebildeten Anhängern das richtige Verhältniß nicht entgeht, in 
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welchem ſich die Kirche dem Staate gegenüber befindet und 
daß alle Oppoſition gegen denſelben nur von denjenigen in 
Anregung gebracht wird, welche unter dem Namen der Inter 
eſſen der Kirche ihr eigenes Intereſſe verfolgenz man liefert den 
Beweis dafür, daß man zu fühlen und einzuſehen beginnt, wie 
man ein guter Staatsbürger ſein kann, ohne der von einer 
beſtimmten Kirche aufgeſtellten Glaubensnorm anzugehören. 

Am Rheine, am Sitze des Katholieismns, erſchallte dieſe 
Stimme für Gerechtigkeit, eine Stimme, welche nun nicht 
mehr, wie bisher, bloß von den dabei Betheiligten ſelbſt aus⸗ 
ging und die man lange nicht vernehmen zu dürfen glaubte, 
weil man Widerſprüche der Kirche zu vernehmen gewohnt 
war. Auch in Weſtphalen verſchaffte ſich dieſe Stimme, wenn 
auch minder laut, gleichzeitig Geltung. Man ſah ein, daß 
das von den Ständen dieſer Provinzen, von dem katholiſchen 
Clerus ſelbſt gegebene Beiſpiel nicht ohne Rückwirkung blei⸗ 
ben könne auf die übrigen Provinzen und den intelligenten 
Theil ihrer Bevölkerung, aber eben weil man dieſes einzuſehen 
gezwungen zwar, erhob ſich von einer andern Seite eine Op⸗ 
poſition, von einer Seite, von welcher man ſie e am 
Wenigſten erwartet hatte. 

Dieſes geſchah in Weſtphalen von Seiten va evange⸗ 
liſchen Geiſtlichkeit und die öffentlichen Blätter geben Zeugniß 
von der Proteſtation, welche dieſelben auf ihren Synoden 
gegen einen Schritt erhoben, der der Menſchheit ſo zur Ehre 
gereicht. Aber, Gott ſei Dank, dieſe Proteſtation hatte keine 
weſentlichen Folgen, die Zeit ließ ſich dadurch nicht irre mar 
chen und das einmal lebendig gewordene Bewußtſein begange— 
nen Unrechts nicht mehr niederdrücken, ſo wie das Bedürfniß 
und das Verlangen nach Ausſühnung deſſelben nicht mehr zu⸗ 
rückhalten. Was am Rhein geſchehen, zündete ein flammender 
Strahl überall, wohin es leuchtete, und es ließ ſich voraus⸗ 
ſehen bei dem Anklange, welchen die Emancipationsfrage bei 
Einzelnen, wie bei Corporationen fand, daß auch die andern 
Provinzen das ihnen gegebene Beiſpiel nachahmen und, im 
Vereine mit den Rheinländern, ihre Stimmen erheben würden, 


XII 


Wenn dann aber die allgemeine Stimme der einzelnen Pro⸗ 
vinzen zum Throne dringt, wenn allſeitig der Wunſch und das 
Verlangen nach Emancipation eines Theils unſerer Mitbürger 
ſich kund giebt, dann werden natürlich auch, dafür bürgt uns 
der Gerechtigkeitsſinn unſers erhabenen Königs, die Bedenken 
fallen, welche der bürgerlichen Gleichſtellung der Juden noch 
entgegen treten. 

Nicht ohne bange Erwartungen, aber auch nicht ohne 
freudige Hoffnungen ſahen dieſelben, ſahen alle Freunde des 
Fortſchrittes, der diesjährigen Eröffnung der ftändifchen Ver: 
ſammlungen entgegen. Die Hoffnungen ſind zwar nur zum 
Theil wahr geworden, aber auch die Befürchtungen nicht in 
dem Maße eingetroffen, daß man nicht neuen Muth faſſen 
ſollte und der immer näher rückenden gerechten Löſung der 
Frage nicht entgegeſehen könnte. 

Es iſt von Wichtigkeit, und gewährt allen denen, welche 
bei Löſung der Frage betheiligt ſind, ein hohes Intereſſe, was 
die Stände der verſchiedenen Provinzen, denn in allen iſt dieſe 
Angelegenheit, in Folge zahlreicherer oder minderer Petitionen 
zur Sprache gekommen und erörtert worden, zu den Reſulta⸗ 
taten leitete, welche uns nunmehr vorliegen, Reſultate, welche 
ſo von einander abweichen, wie die Gründe, mit welchen man 
die Anträge vertheidigte und zu bekämpfen ſuchte. Und dieſe 
Kämpfe und ihre Reſultate wollen wir nunmehr nach amt⸗ 
lichen Berichten und mit unſeren Betrachtungen darüber ver⸗ 
ſehen, nach der Reihefolge der Provinzen vorführen, wobei 
wir mit der Provinz Brandenburg beginnen. 


n. Brandenburg. 


Das fih in der unmittelbaren Nähe des Throns, in dem 
Herzen der Monarchie, nicht bloß in den ferner liegenden Pro— 
vinzen die Stimmen erheben, um ein Unrecht wieder gut zu machen, 
welches geſchichtlich bekannt genug geworden iſt, iſt nicht ohne Bes 
deutung fuͤr die Sache, aber auch eben ſo bedeutungsvoll iſt es, 
daß von den drei der den zu Berlin verſammelten Staͤnden der 
Provinz Brandenburg zugegangenen Petitionen zwei derſelben: 
auf völlige Emancipation der Juden 
gerichtet ſind, waͤhrend der dritte Antrag ſich bloß darauf be— 
ſchraͤnkt: 
eine Reviſion des Ediets von 1812 und die Aufhe— 
bung mehrerer daſſelbe modificivenden Beſtim— 
mungen N 
zu erbitten. 

Dieſem Verhaͤltniſſe gemaͤß war man zu der Hoffnung be— 
rechtigt, daß ſich der mit der Vorberathung beſchaͤftigte Ausſchuß 
in feinen Anſichten dem allgemeiner gefuͤhlten Beduͤrfniſſe anſchlieſ— 
ſen und ſein Gutachten dahin abgeben wuͤrde, daß die Antraͤge 
auf völlige Emaneipation zu befürworten ſeien. Allein dem ge— 
ſchah nicht ſo. Derſelbe trug der Verſammlung der Staͤnde eine 
uͤberſichtliche Darſtellung der Lage der Juden im Staate uͤber— 
haupt und in der Provinz Brandenburg insbeſondere vor, und 
zeigte dadurch, welche Ungleichmaͤßigkeit der Geſetzgebung in Ber 
zug auf dieſelben und ihre Verhaͤltniſſe, nicht nur im Staate 
überhaupt, ſondern auch, wenn auch im mindern Grade, in der 
Provinz ſtattfindet. Hierdurch verlor man den Standpunkt, wel 
cher in den beiden Petitionen ſelbſt gegeben war, aus den Augen, 
und indem man ſich nur eine noͤthige Einheit in Bezug auf die 
Geſetzgebung uͤber die buͤrgerlichen Verhaͤltniſſe der Juden verge— 
genwaͤrtigte, näherte man ſich ſchon dadurch dem Antrage der drit; 
ten Petition, welche ſich mit dem Aushelfe einer Reparatur be— 
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gnuͤgt, wo ein Neubau erforderlich und durch die Zeit und ihre 
Verhaͤltniſſe dringend geboten iſt. Der Antrag des Ausſchuſſes 
lautete dahin, Se. Majeſtaͤt in tieffter Ehrfurcht zu bitten: 
Die Einheit der Geſetzgebung fuͤr die buͤrgerlichen Verhaͤlt— 
niſſe der Juden in der Provinz Brandenburg auf den Grund— 
lagen des Ediets vom 11. Maͤrz 1812 herbeizufuͤhren, 
ſodann aber auch dabei: 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes mit Ruͤckſicht auf den fort: 
geſchrittenen Culturzuſtand der Juden durchgreifend revidi— 
ren und den daraus hervorgehenden Geſetzentwurf den Staͤn⸗ 
den baldmoͤglichſt zur Begutachtung vorlegen laſſen zu wollen. 
Die erſte Haͤlfte des Antrags hat demnach kein allgemeines, 
ſondern nur ein particulaͤres Intereſſe fuͤr eine Provinz. Das 
Geſetz von 1812 iſt kein Provinzialgeſetz, vielmehr ein Staatsge⸗ 
ſetz, hat als ſolches auch außerhalb der Provinz Giltigkeit und 
kann daher nicht einſeitig fuͤr eine Provinz eine Abaͤnderung er— 
leiden, ohne daß die andern Provinzen durch dieſelbe mit beruͤhrt 
werden und ohne daß die Verwirrniß noch groͤßer wird, welche 
ohnehin ſchon in der fraglichen Geſetzgebung herrſcht. Aber ſo 
pflegt es zu gehen bei ſolchen provinziellen Berathungen uͤber all— 
gemeine Beduͤrfniſſe und Lebensfragen; eine Zerſplitterung der 
Anfichten iſt unvermeidlich, indem man in Nuͤckſicht auf das pro— 
vinzielle Intereſſe das allgemeine aus den Augen verliert, und mit 
der Förderung des erſteren der Sache ein Genuͤge gethan zu has 
hen glaubt. Natuͤrlich iſt es, daß andere Provinzen in Bezug 
auf die auch ſie betreffende Frage anderer Anſicht ſein und dieſe 
mit andern, auf Localverhaͤltniſſe ſich baſirenden Gruͤnden unter— 
ſtuͤtzen werden. Welche Schwierigkeit wird dadurch dem Geſetz— 
geber bereitet, der dieſe fo mannichfaltigen Forderungen und Ans 
ſpruͤche in Bezug einer und derſelben Sache ausgleichen ſoll; ja 
eine ſolche Ausgleichung iſt in vielen Faͤllen rein unmoͤglich und 
der beſte, der aufrichtigſte Wille des Geſetzgebers ſcheitert oft eben 
nur an dieſer Verſchiedenheit der geltend gemachten Anforderun— 
gen. Durch die Allerhoͤchſte Bewilligung der erſten Haͤlfte des 
Antrages wuͤrde offenbar nichts weiter erzielt werden, als eine 
Aufhebung der außer dem Edict vom 11. März 1812 noch in 
der Provinz in Geltung ſtehenden anderweitigen Beſtimmungen 
und dieſe, und nichts mehr als dieſes zu erbitten, lag keineswe⸗ 
ges nicht einmal in der Abſicht des zweiten beſchraͤnkteren An: 
trages. 


Was die andere Hälfte des vom Ausſchuße befuͤrworteten 
Antrages betrifft, ſo iſt derſelbe hoͤchſt unbeſtimmt gehalten und 
gewaͤhrt keineswegs die erforderliche Haltbarkeit, die einem An— 
trage noͤthig iſt, um aus demſelben die im Sinne der Petenten 
richtigen Folgerungen herzuleiten. Sie will eine Reviſion 
des Geſetzes vom 11. Maͤrz 1812 und deutet dadurch den bei 
derſelben einzunehmenden Standpunkt an, daß ſie auf den vorge— 
ſchrittenen Culturzuſtand der Juden Ruͤckſicht zu nehmen bittet, 
alſo Zugeſtaͤndniſſe einräumt, welche jenes Geſetz noch nicht kennt. 
Aber welcher Art dieſe Zugeſtaͤndniſſe ſein ſollen, ſein koͤnnen, 
geht daraus eben ſo wenig zur Genuͤge hervor und es waͤre dem 
Antrage ſchon fein Recht wiederfahren, wenn ſich dieſelben auf 
unweſentlichere Beguͤnſtigungen, auf Aufhebung mancher noch ob— 
waltenden Beſchraͤnkungen im gewerblichen Verkehr erſtreckten. 
Man haͤtte ſelbſt im guͤnſtigſten Falle immer noch ein beſonderes 
Judengeſetz, und ſchon ein ſolches würde die Feſſel nicht loͤſen, 
deren Druck Jahrhunderte hindurch ſchwer gefuͤhlt und mit Wuͤrde 
und Ergebung getragen worden iſt, würde die Iſolirung nicht bes 
ben, uͤber die man beiderſeitig klagt und in der man einerſeits 
den Grund der Verſagung deſſen findet, was man andererſeits 
begehrt. 

Was wuͤrde das Reſultat aus Erfüllung des Antrags anders 
fein, als ein Stuͤckwerk, an welchem gewiß ſchon die naͤchſten 
Jahre ihre Aenderungen, ihre Ausbeſſerungen und Modificirun— 
gen braͤchten. Soll wirklich geholfen werden, fo muß man in das 
Weſen einer Sache eingehen, nicht an der Form, an der Schale, 
ändern und beſſern. 

Dies mochte auch in Folge der Antraͤge des Ausſchuſſes die 
Verſammlung fuͤhlen, denn es entſpann ſich eine ſehr lebhafte 
Debatte, in welcher man den Antrag der Petenten im Auge 
behielt und dieſen zu rechtfertigen oder zuruͤckzuweiſen bemüht war. 

Man wies zuerſt darauf hin, daß das Judenthum von 
Alters her ſich in einer vollſtaͤndigen Iſolirung erhalten habe *). 


*) Allerdings; aber man erwägt nicht, daß es dazu gezwungen ward, 
gezwungen durch die Art und Weiſe, in welcher man von Alters her Juden 
und Judenthum als ein fremdartiges, ſich in die Staatsgeſellſchaſt eindrän⸗ 
gendes Element zu betrachten gewohnt war, ein Vorurtheil, welches ſich bis 
in unſere Zeiten erhalten hat, denen es endlich vorbehalten zu ſein ſcheint, 
dieſem Vorurtheile entgegenzutreten. Wären die Juden vor Jahrhunderten 
1 * 


Es fei, ſagte man, nicht unbedenklich, ein fo ganz fremdar— 
tiges Element im Staate fortbeſtehen zu laſſen, weil ſich daraus 
leicht etwas Feindſeliges entwickeln koͤnne. Erfahrungsmaͤßig aber 
ſei der einzige Weg die Juden aus ihrer Vereinzelung herauszu⸗ 
bringen, der, daß man die Schranken, in welche der Staat ſie 
ſelbſt gebannet habe, fallen laſſe “). 

Vom Standpunkte des ſtrengen Rechts, heißt es weiter, laͤßt 
es ſich auf keine Weiſe rechtfertigen, daß namentlich fuͤr die hie— 
ſige Provinz ein verſchiedenes Judenrecht gilt, denn das Edict 
von 1812 iſt ein Staatsgeſetz und haͤtte als ſolches auch auf die 
neuerworbenen Provinzen Anwendung finden ſollen, zumal ſich 
durchaus keine innern Gruͤnde dafuͤr finden laſſen, die Juden in 
den verſchiedenen Theilen des hieſigen Provinzialverbandes ver— 
ſchieden zu behandeln. Eine freundliche und liebevolle Behand— 
lung der Juden, — nicht allein der Juden, ſondern der Men: 
ſchen uͤberhaupt, fuͤgen wir hinzu, — iſt aber auch im Princip 
der Moral, namentlich der chriſtlichen Moral, welche die Liebe 
des Nebenmenſchen als das hoͤchſte Sittengeſetz erkennt, vollſtaͤn⸗ 
dig begründet “). 


nationaliſirt, fo wäre dieſes Vorurkheil längſt verſchwunden und man ſpräche 
von ihm, wie von einer jener finftern Erſcheinungen, welche die Intoleranz 
und die Verfolgungsſucht der letzten mittelalterlichen Zeit gebar. 

*) Man erkennt alſo doch, daß nicht die Juden und das Judenthum 
allein die Schuld des Looſes tragen, was den Bekennern des letztern berei⸗ 
tet worden iſt, daß der Staat ſelbſt und feine Geſetzgebung ſich nicht freis 
ſprechen lönnen, wenigſtens von der Theilnahme an dieſer Schuld. 

*) Freundliche und liebevolle Behandlung vom Standpunkte des Ge- 
ſetzes aus, iſt immer etwas ſehr relatives; freundliche Behandlung ſichert in 
gewiſſer Beziehung das Geſez auch dem im Kerker befindlichen Verbrecher 
zu, freundliche Behandlung durch das Geſeß bleibt immer eine überzuckerte 
bittere Pille, denn die freundliche Behandlung, die die Moral vorſchreibt, muß 
im Geſetze den höheren, aber mit den Forderungen der Moral identiſchen 
Forderungen des Rechtes und der Gerechtigkeit weichen, und wo biefe unbe- 
achtet gelaſſen werden, da iſt die freundliche Behandlung, welche das Moral- 
geſetz gebietet, nicht im Stande Erſatz für den Ausfall zu gewähren, welcher 
durch nicht gleiche Berückſichtigung jener ſich erzeugt. Das Moralgeſetz kennt 
nur Duldung und dieſe bezieht ſich nur auf das Gebiet des religibſen Glau⸗ 
bens; Gott aber übt in dieſer Hinſicht Duldung gegen uns alle, und wir, 
die wir das Ebenbild Gottes fein wollen, ſollten fie nicht gegen den Glau- 


Man muß daher dem Redner nur beiſtimmen, welcher hervor, 
hob, wie unvernuͤnftig es ſei, daß die Principien des Juden— 
thums mit dem Staatsorganismus im Widerſpruch ſtaͤnden, daß 
vielmehr die Juden die ſchlagendſten Beweiſe geliefert haben, 
von ihrer ſocialen Geſinnung. Derſelbe Redner begegnete zu— 
gleich dem Einwurfe, daß der Grund davon in den veligiöfen Ge— 
ſetzbuͤchern der Juden, namentlich im Talmud, und in der bei 
ihnen vorwaltenden meſſianiſchen Idee liege. Die meſſianiſche 
Idee, bemerkte derſelbe, wird von ihnen mehr ſymboliſch aufge— 
faßt und hindert ſie nicht, ſich unter Chriſten heimiſch zu fuͤhlen. 
Der Talmud, den man als Hinderniß der Emancipation ſo haͤu— 
fig angeführt habe, und um zu beweiſen, daß die Juden nicht in 
den chriſtlichen Staat paßten, ſei ein ſchwer verſtaͤndliches gelehr— 
tes Geſetzbuch, welches neben manchen verwerflichen auch viele 
vortreffliche Vorſchriften enthalte und von den wenigſten Juden 
geleſen und verſtanden werde ). Es iſt zu verwundern, daß die 


ben der Brüder üben? Das bürgerliche, das Staalsgeſetz, keunt nur Pflich⸗ 
ten und Rechte, und wer dieſer nicht theilhaftig iſt, der ſteht außer dem Ge— 
ſetz und dem kann das Moralgeſetz der chriſtlichen Liebe, die ſich nicht auch 
im bürgerlichen Geſetze wirkſam erweiſet, nichts frommen. 

Hier handelt es ſich aber offenbar nicht um das erſtere; dieſes pflegt un- 
ſere Zeit ohnehin zu üben und es wäre eine Schande für ſie, wenn ſie es 
nicht thäte; hier kommt nur das letztere in Belracht und es handelt ſich bei 
der angeregten Frage nur um dieſes. 

Und genau genommen iſt es auch mit erſterem nicht weit her; denn alle 
die Vorwürfe, welche man den Juden macht und alle die Anſchuldigungen, 
welche man zur Zurückhaltung des längſt nothwendig geweſenen Schrittes ih- 
rer Emancipation hervorzubringen ſich bemüht, liefern eben keinen ſonderlichen 
Beweis von dieſer chriſtlichen Liebe zu den Nebenmenſchen und die Wirkun⸗ 
gen des Moralgeſetzes treten offenbar dem Platzgreiſen des allgemeinen bür⸗ 
gerlichen Geſetzes entgegen. 

*) Was die meſſianiſche Idee anbelangt, welche man als Hinderungs- 
grund der Anſchließung an die ſozialen Verhältniße der Gegenwart betrach- 
tet, ſo glauben wir, daß man dieſen Grund eben ſo wenig vertheidigen kann 
als wir diejenigen zu verdammen vermögen, welche dem Glauben an das Er⸗ 
ſcheinen des Meſſias in ſtrenger wörtlicher Auslegung der Verheißung ſich 
überlaſſen. Und ſo müſſen wir mit Recht fragen, iſt die Interpretation eines 
weltlichen Meſſias wirklich die bei allen Juden giltige? Wir behaupten: 
Nein! Die meſſianiſche Idee überhaupt mag es vielleicht fein, aber in einer 
einern, edlern, geiſtigen Interprelation, einer Interpretation, die bei der Ge⸗ 


Juden trotz eines Druckes während länger als 1500 Jahren, noch 
ſo viele gute Eigenſchaften behalten haben, und ſie beweiſen grade 


ſammtzahl der Gebildeten dieſes Volkes die allein giftige iſt, der Interpretation 
auf die Hoffnung eines Zuſtandes, welcher den Druck beſeitigt, der noch im⸗ 
mer auf ihm laſtet. Oder iſt etwa demjenigen die Hoffnung und die Erwar⸗ 
tung beſſerer Zuſtände zu verdenken, der von den gegenwärtigen fo tief und 
im Innerſten, in den heiligſten Intereſſen verletzend, berührt wird, und will 
will man eine ſolche Hoffnung, die in den Gemüthern fortlebt, die durch 
Jahrhunderte zwar genährt, aber noch nicht in Erfüllung gegangen iſt, wohl 
zum Verbrechen machen. Der Jude mag an ſeinen Meſſias glauben; gut 
daß er daran glaubt, denn ohne dieſen Glauben hätten alle die Tugenden 
untergehen müſſen, welche man noch heute an den Juden rühmt, ohne dieſen 
Glauben wäre die Stufe des Elends und der Erniedrigung, welche man in 
den untern Claſſen dieſes Volkes zu beklagen hat, eine noch bei Weitem tie⸗ 
fere, ohne dieſen Glauben hätte Tröftung gefehlt in den ſchwierigen Lagen 
des Lebens, in den Tagen der härteſten Prüfung, welche über die Juden in 
den finſtern mittelalterlichen Zeiten verhängt worden iſt, Prüfungen, die zu 
bekannt ſind, als daß es nöthig wäre, auf Einzelheiten derſelben hier noch 
anfmerffan zu machen. Der Glaube an den Meſſias iſt der Troſt, den die 
Religion reicht, wenn das Leben unſern Berechtigungen und Allem entgegen- 
tritt, was wir von demſelben beanſpruchen können und ein ſolches Troſtmit⸗ 
tel, eine ſolche Hoffnung auf eine beſſere Zukunft giebt ja auch, nur in an— 
derer Form, das Chriſtenthum den Bedrängten und vom Kampfe mit dem 
Leben ſchwer Betroffenen. Dieſe Tröſtung nehmen, hieße die Hoffnung auf 
auf einen beſſeren Zuſtand, auf eine Ausgleichung des Unbilligen, Ungerech⸗ 
ten ſchon in dieſer Zeitlichkeit rauben, hieße ſchonungslos der Verzweiflung 
und ihren Folgen preisgeben und in eine Nacht hinausſtoßen, wo keine 
Rettung iſt. 

Aber, wird man ſagen, die meſſianiſche Idee iſt nicht geiſtig ſymboliſch, 
ſondern ſteht in Beziehung auf weltliche Verhältniße, in Beziehung auf das 
Streben nach Selbſtſtändigkeit und Nationalität, was ſich mit Aufnahme der 
Juden unter die übrigen Glieder des Staatsverbandes nicht vertragen kann, was 
Zeugniß gegen ihre ſoziale Geſinnung ablegt. Und wäre dieſes Streben 
grade ein Verbrechen, was ſolche ſchreckliche Folgen verdient? Iſt das 
Streben nach Nationalität nicht auch bei andern Mitgliedern des Staats⸗ 
verbandes ſichtbar, denen, wenn auch näher liegende, große hiſtoriſche Erin- 
nerungen beim Vergleich zwiſchen dem, was dereinſt war und gegenwärtig iſt / 
wehmüthige, ſehnſüchtige Gedanken und Wünſche erwecken, welche nicht mehr 
in Erfüllung gehen können und es auch nicht werden. Und wenn man ſich 
nun auch den Verhältniſſen, die jetzt find, willig fügt, fo wird dieſer fromme 
Wunf doch bei mancher Gelegenheit im Hintergrunde lauſchen und wird 


dadurch, daß fie eines beſſern Looſes würdig ſeien. Ihre reichen mate— 
riellen und geiſtigen Mittel ſind unverkennbar, in ihrer Maͤßigkeit, 
in ihrer großen Elaſticitaͤt, in ihrem paſſiven Muthe haben fie 
manches nachahmungswuͤrdige Beiſpiel aufgeſtellt. Das Factum 
ihrer Exiſtenz iſt unter allen Umſtaͤnden nicht ruͤckgaͤngig zu machen, 
und ſo iſt es denn Pflicht, dahin zu wirken, daß ſie ſich bald 
und moͤglichſt vollſtaͤndig mit den Übrigen Staatsangehoͤrigen ver— 
ſchmelzen. 

Aber ſelbſt die vom Ausſchuſſe geſtellten Antraͤge fanden noch 
ihre Gegner, beſonders in einigen Abgeordneten der niederlauſitzi— 
ſchen Staͤdte. Mit groͤßter Beſorgniß, ſagten dieſelben, ſehen die 
Gewerbetreibenden der dortigen Gegend der Einfuͤhrung des Ediets 
von 1812 und der Aufhebung des in Bezug auf die Juden dort 
geltenden Rechtszuſtandes entgegen. Schon durch Einfuͤhrung der 
neuen Gewerbeordnung und Aufhebung der gewerblichen Priviles 
gien haͤtten jene Staͤdte die anſehnlichſten Verluſte erlitten und 


ſelbſt gelegentlich hervorzutreten wagen, wie dieſes die Landtagsverhandlungen 
der poſener Stände auch in dieſem Jahre beurkunden. 

Aber was hier mit dem Bewußtſein der Nothwendigkeit, wenn auch nicht 
obne eine gewiſſe ehrfurchtsvolle Scheu zurückgewieſen wird, weil die Erhal- 
tung der Geſammtheit die Zurückweiſung gebietet, kann mit vollem Rechte, 
wenn ſich bei den emancipirten Juden dergleichen Anſprüche geltend machen 
ſollten, mit der Beſcheidung der Grundloſigkeit derſelben abgewieſen werden; 
denn andere Rechte auf Anerkennung deſſen, was einſt hiſtoriſch war, haben 
die Bewohner des ihnen eigenthümlich gehörenden Landes, andere die nur in 
ihm gaſtlich aufgenommenen Fremden. Sobald die Anforderungen, ſich als 
beſonderer Verband im allgemeinen Verbande geltend zu machen, direct oder 
indirect hervortreten und dadurch die Rechte der übrigen Mitglieder angetaſtet 
oder gefährdet werden, lößt ſich das contractliche Verhältniß von ſelbſt und 
der Staat iſt berechtigt einzuſchreiten und die gemachten Zugeſtändniſſe von 
Rechts wegen wieder zu entziehen. Von der meſſianiſchen Idee, ſelbſt wenn 
ſie im niederen Haufen des jüdiſchen Volkes noch mit weltlichen Tendenzen 
verbunden wäre, iſt nichts zu fürchten und wenn der Staat davon fürchtet 
ſo wäre dies, wir geſtehen es offen, ein Zeichen großer Schwäche. 

Doch auch die weltliche Idee des Meſſias wird ſich, wie die geiſtige 
Auffaſſung deſſelben, in Folge der Emancipation ſelbſt verlieren. Die höhere 
geiſtige Bildung, deren der freiere Menſch fähig iſt, wird ſich auch in Bezug 
auf den Meſſias, den Iſrael noch erwartet, veredeln und allgemein, wie es 
bei den Gebildeteren des Volkes jetzt ſchon der Fall iſt, deſſen Erſcheinen in 
dem Zuſtande der bürgerlichen Gleichſtellung als verwirktlicht anerkannt werden. 


wenn man jetzt den Juden, gegen deren Andrang man ſich mit 
Hilfe der bisherigen Geſetzgebung nur mit Muͤhe geſchuͤtzt habe, 
geſtatten wolle, ſich in jenen Staͤdten nach Gutduͤnken niederzu— 
laſſen, ſo ſei der Ruin eines großen Theils der dortigen Gewer— 
betreibenden mit großer Zuverſicht zu erwarten. Dieſe Verhaͤlt— 
niße ſeien fuͤr jene Staͤdte von groͤßter Wichtigkeit und da der 
Landtag kaum im Stande fein möchte, alle Particularitaͤten ge 
nau zu uͤberſehen, ſo muͤſſe man davon abrathen, den vorliegen— 
den Anträgen ohne Weiteres Gehoͤr zu geben “). 

Indeſſen noch von einer andern Seite erhoben ſich Beden— 
ken gegen den Antrag des Ausſchuſſes und zwar, wie man be— 
hauptete, von einem allgemeinern Geſichtspunkte aus. Der An— 
trag, bemerkte man, enthaͤlt, wenn auch anſcheinend nur auf die 
Geſetzgebung von 1812 beſchraͤnkt, doch zugleich einen Antrag auf 
voͤllige Emancipation, denn dieſe werde als endliches Ziel des le— 
gislativen Einſchreitens aufgeſtellt. Hiergegen aber muͤße man 
ſich ausdruͤcklich verwahren. Man bevorwortete dabei, daß man 
ſehr weit entfernt iſt, eine perſoͤnliche Zuruͤckſetzung oder Kraͤn— 
kung juͤdiſcher Individuen als ſolche in Schutz zu nehmen, aber 
man duͤrfe doch nicht vergeſſen, auf welcher Grundlage man ſich 
befindet, daß man in einem chriſtlichen Staate, in einer chriſt— 
lichen Zeit lebt, daß nur im Chriſtenthum die Schranken der Na— 
tionalitaͤt durchbrochen (— was ſoll das heißen? —) und die 
Menſchheit zu einem Bilde des goͤttlichen Lebens vereinigt ſei. Nun 
laſſe ſich gar nicht abſehen, wie in dieſe Gemeinſchaft ein Volk 
aufgenommen werden koͤnne, welches feine Nationalitaͤt in dem 
angegebenen Sinne nicht aufgeben wolle, vielmehr an einer Res 


*) Daß eine Engherzigkeit in dieſen Präſumtionen liegt, bedarf keiner Er⸗ 
klärung. Warum ſollten gerade die Gewerbe der niederlauſitziſchen Städte 
beſondere Verluſte erleiden, die andere Städte nicht treffen, in denen die Ju— 
den jetzt anſäſſig find? Offenbar giebt ſich hier der Geiſt der Oppoſition gegen die 
Aufhebung von gewerblichen Privilegien kund, einer Oppofition, die ihr Verdam⸗ 
mungsurtheil ſchon längſt und auch bei Gelegenheit der diesjährigen Ständever⸗ 
ſammlungen durch den Staat erfahren hat, welcher den Ständen diesmal einen 
neuen Geſetz- Entwurf für die Aufhebung eines bisherigen Privilegiums vorgelegt 
hat. Die Gewerbeordnung gründet ſich auf Angemeſſenheit und Billigkeit und 
hilft ſogar den Klagen ab, welche bisher über die Eingriffe der Juden in die 
gewerblichen Berechtigungen vernommen worden ſind; auch ihr Gewerbebetrieb 
unterliegt nun weſentlichen Beſchränkungen gegen früher. 


ligion feſthalte, die das Chriſtenthum gradezu fuͤr eine Lüge er— 
klaͤre. Man ſei es daher der Wuͤrde des chriſtlichen Staates 
und des Chriſtenthums ſchuldig, ſich der politiſchen Gleichſtellung 
der Juden zu widerſetzen. Die Juden koͤnnen, vermoͤge ihres 
Glaubens, weder den chriſtlichen Staat noch den chriſtlichen Mo— 
narchen in ihrer eigentlichen Bedeutung anerkennen, da ſie ſich 
uͤberall immer nur als eine in ſich abgeſchloſſene Nation betrach— 
ten und ihre eigene Nationalitaͤt zu bewahren beſtrebt ſind. So 
lange fie dieſe Tendenz nicht aufgeben, ſei ihre Emancipation ein 
Unding. Die Juden zeigten auch durchaus keine Hinneigung zu 
einer Annäherung, ſonſt wuͤrden fie nicht durch ſtarres Feſthalten 
an unweſentlichen Ritualien, z. B. an der Sabbatfeier, ſtoͤrend 
auf die Verhaͤltniſſe der Chriſten einwirken. Haͤtten die Juden 
wirklich die Ueberzeugung von der Richtigkei ihres religioͤſen Glau— 
bens, jo müßten fie auch die Conſequenzen deſſelben tragen, und wuͤr⸗ 
den in ihrem Glauben auch die Kraft finden, manches Unangenehme 
zu dulden. Durch eine Gleichſtellung der Juden und Chriſten 
aber wuͤrde, da die Juden ihrerſeits an ihren Glauben mit aller 
Kraft feſthielten, zuletzt wohl gar das Chriſtenthum in Frage ger 
ſtellt werden ). 


*) Wer verkennt hier wohl den Einfluß, den die Kirche auf den Staat 
und ſeine Beſtimmungen zu vertheidigen oder zu gewinnen ſucht, wem ent⸗ 
geht hierbei wohl die Confundirung der Begriffe Kirche und Staat und die 
Abſicht, den letztern der erſtern unterzuordnen, ein Streben, gegen welches die 
dentſchen Kaiſer ſchon mit aller ihnen zu Gebote ſtehenden Kraft ankämpften 
und gegen welches ſelbſt der preußiſche Staat in mehrfachen Hinſicht entſchie⸗ 
den proteſtirt hat. Obwohl ſich die Unbilligkeit ſolcher Aufſtellungen ſchon 
aus den allgemeinen Andeutungen des Vorwortes zur Genüge ergiebt, fo 
dürſte doch eine Beleuchtung der einzelnen Auführungen der Gegnerin der 
Emancipation hier an ihrer Stelle ſein, weil grade die aufgeſtellten Punkte 
am Weſentlichſten zu dem Reſultate beigetragen haben, welches aus den 
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hervorging. 
Zunächſt find es nicht die Juden, ſondern das Judenthum, ihr religio- 
ſer Glaube, welcher das Hinderniß bilden ſoll. Der chriſtliche Staat hat die 
Menſchheit zu einem Bilde des göttlichen Lebens vereinigt, ſagt man; aber 
find das Folgen des göttlichen Lebens, daß man diejenigen, in denen das 
Bild eines göttlichen Lebens ſich auf eine andere Weiſe ausgebildet hat, von 
dem Genuße der Menſchenrechte ausgeſchloſſen wiſſen will? Verdammet nicht, 
fo werdet ihr auch nicht verdammet! Gol hat allerdings den Geiſt feiner 


— 


Eine andere Frage war jedoch wichtiger und hatte Gruͤnde 
fuͤr ſich. Sie betraf die Competenz des Landtages in dieſer 


Erkenntniß in die Menſchen gelegt, aber die Form nicht beſtimmt, in welcher 
er verehrt fein will. Jeder hält feine Form für die richtige, folgt darin ſei⸗ 
nem Gewiſſen und tritt dadurch keinesweges den Rechten Anderer zu nahe, 
auch ihrem Gewiſſen folgen zu können. Warum ſoll nun der Staat durch 
Geſetze eingreifen und Formen ſeſtſtellen, in welchen der Cultus ſich bewegen 
ſoll? Stört der Staat durch das Geſetz doch ſelbſt Handlungen nicht, die 
das Individuum an ſeiner Perſönlichkeit verübt und greift nur da ein, wo 
ein zweites Individuum mittelbar oder unmittelbar durch dieſelben berührt 
und eine Verletzung deſſelben möglich wird. Dem Staate, als ſolchem, kann 
es gleichgültig ſein, ob jeder Einzelne ſeinen eigenen Glauben, ſeinen eigenen 
Cultus habe, ja es liegt ihm ſelbſt die Verpflichtung ob, beide ſo lange 
zu ſchützen, bis ſie nach Außen Einfluß zu üben beginnen. Es giebt aber 
für das Gewiſſen Aller nur eine Sache, worüber jede religiöfe Ueberzeugung 
einer Anſicht ſein muß und dieſe Sache iſt die allgemeine Nächſtenliebe. 
Daß dieſe von den Juden nicht geübt werde, wird wohl Niemand zu behaup⸗ 
ten wagen und wenn es dennoch geſchehen ſollte, würde ſeine Behauptung 
durch die ſchlagendſten Beweiſe des Gegentheils Widerlegung finden. 

Alſo nicht dem Staate gehört die vorliegende Frage an; die reli— 
giöfe Ueberzeugung gehört vor ein, dem Staate untergeordnetes Forum und 
dieſes Forum iſt die Kirche, iſt die chriſtliche, durch conſeſſionelle, alſo for⸗ 
melle Verſchiedenheit unter ſich ſelbſt in Zwieſpalt befindliche Kirche. Was der 
Staat unter allen Umſtänden gewähren kann, will dieſe nicht gewähren und 
ſie tritt dadurch ſchon in eine Oppoſition gegen den Staat, mit dem eins zu 
ſein ſie doch vorgiebt. Und dieſe Kirche ſollte dem Grundſatze der Duldung 
entgegenhandeln, auf die fie ſich ſtets zu berufen pflegt? 

In die Gemeinſchaft der chriſtlichen Kirche aufgenommen zu werden, 
verlangen die Juden ja nicht und wenn dieſes Verlangen bei Individuen 
eintritt, ſo hat die Kirche ja die Aufnahme noch nicht verſagt. Heißt es aber 
nicht den Staat als Mittel für die Zwecke der Kirche benutzen wollen, wenn 
die politiſche Berechtigung von kirchlichen Bedingungen abhängig gemacht 
wird? Es giebt ſo wenig einen chriſtlichen Staat wie einen islamiſchen, 
ſondern unr einen Staat überhaupt und im Staate eine herrſchende oder 
allgemeine chriſtliche oder andere Kirche. Will dieſe ſich das Beſtehen eines 
andern Cultus neben dem ihrigen, eine andere religiöfe Ueberzeugung neben 
der ihrigen nicht gefallen laſſen, nun gut, ſo mag ſie es offen und mit 
ehrlichen Worten erklären: wir wollen nicht! und geduldig die Vorwürfe hin 
nehmen, die ihr aus ſolcher Handlungsweiſe erwachſen werden; aber dieſelben 
dem Staate auſzubürden iſt, eine Ungerechtigkeit von ihr, die ſich dieſer auf 
einen Fall wird gefallen laſſen. 


Angelegenheit. Auch hob man hervor, daß die Judengeſetzgebung 
bereits in der Berathung begriffen ſei, wie dieß in dem, dem 


Nicht in der religiöſen Ueberzeugung iſt die Nationalität begründet, ſon⸗ 
dern im Nationaloerbande, in Sprache, Sitten und andern unabhängig von 
jener ſtehenden Momenten. Wäre jenes der Fall, dann fiele der Unterſchied 
zwiſchen dem Italiener, dem Schweden, dem Deutſchen, dem Franzoſen fort 
und dieſe und alle andern chriſtlichen Länder Enropas, mit einziger Ausnah⸗ 
me der Türkei, gehörten dann einer Nation an. Die Sprache der Juden, 
die aus ihrer Heimat herſtammt, iſt heute nur noch Cultusſprache, ſo gut eine 
Sprache der Geſammtheit fremde, wie die lateiniſche Sprache im Cultus der 
katholiſchen Kirche. Und auch aus dem Cultus entſernt ſich dieſelbe immer 
mehr und mehr und die Abgeſchloſſenheit des Judenthums in dieſer Hinſicht 
hat bei einem Theile deſſelben, der den Fortſchritt der Zeit zu würdigen und 
recht aufzufaſſen weiß, ziemlich aufgehört und wird es in der Folge immer 
mehr und mehr, wenn die Schranken völlig gefallen ſein werden, welche in 
rechtlicher Beziehung noch jetzt den kleinen Theil der Staatsbürger von dem 
größern unterſcheiden. Als Geſchäſtsſprache iſt dieſe Sprache, wie jede an⸗ 
dere todte Sprache, durch die Geſetze und mit Recht zurückgewieſen, alſo ſo⸗ 
wohl hierin, wie in Bezug auf die äußern Sitten der Juden der Vorwurf, 
daß ihrerſeits keine Hinneigung zu einer Annäherung vorhanden ſei, völlig 
grundlos. Daß ſich die Juden bis jetzt überall noch als eine in ſich abge- 
ſchloßene Nation betrachten, iſt nur eine Conſequenz davon, daß man ihnen 
bisher die Aufnahme in einer Nationalität verweigert, und man kann es den 
auf dieſe Weiſe Heimatloſen nicht verdenken, wenn ſie ſich, um doch ſagen zu 
können: ich gehöre einem Volke an, eine Gedankenheimat ſchaffen, die ihnen 
die Stelle der wirklichen doch einigermaßen erſetzt und jedenfalls beſſer iſt, 
als gar keine. Aber ſtatt zum Beweiſe des Gegentheils könnte dieſer Um⸗ 
ſtand auch eben ſo gut dazu dienen, zu zeigen, mit welcher Treue, mit welcher 
Anhänglichkeit ſie dem Staate angehören würden, welcher ſie als e Bür⸗ 
ger in ſeinen Schooß aufzunehmen ſich entſchließt. 

Daß das Judenthum das Chriſtenthum eine Lüge zu nennen beliebe, 
iſt dem Vernünftigen nur lächerlich; das Beſtehen und die Verbreitung des 
Chriſtenthums über den ganzen Erdboden, die Zahl der Bekenner deſſelben 
im Verhältniß zu der geringen Zahl der Bekenner des Judenthums müſſen 
ſchon unwiderſtehlich von der Wahrheit deſſelben überzeugen, und nur der 
ſtrengſte Zelotismus vermag es, gegen dieſe Wahrheit anzukämpfen. Läßt 
ſich Zelotismus auch dem Judenthum auf ſeiner unterſten Stufe nicht ab⸗ 
ſprechen, ſo iſt derſelbe doch nur individuell und nicht allgemein und eine 
gleiche Erſcheinung giebt ſich, aber auch nur individuell, ebenfalls im Islam 
und im Chriſtenthume kund. Ein ſolcher Zelotismus iſt z. B. darin zu er⸗ 
kennen, wenn daſſelbe ein Aergerniß an der jüdiſchen Sabbatfeier nimmt, 
Wie kann dieſelbe ſtörend auf die Verhältniſſe der Chriſten einwirken, da 


Be , 


rheiniſchen Landtage 1843 ertheilten Abſchiede ausdruͤcklich geſagt 
wird. Darum fehle es an Veranlaſſung, den Geſetzgeber in die— 
ſer Angelegenheit noch durch eine Petition zu draͤngen. 

Man entgegnete hierauf, daß die Competenz des Landtags 
ſchon um deshalb nicht zu bezweifeln ſei, weil einem fruͤhern 
Landtage eine Allerhoͤchſte Propoſition denſelben Gegenſtand be— 
treffend vorgelegen habe.“) 

Aber man erkannte auch, daß der dem rheiniſchen Landtage 
ertheilte Abſchied durchaus nicht davon abhalten koͤnne, ein hier 
gefuͤhltes Beduͤrfniß zur Sprache zu bringen. Nun koͤnne man 
auch die Ueberzeugung nicht ablehnen, daß die Judenfrage der 


nur perſönliche Berechtigungen hierbei zur Sprache kommen können, und die 
Sabbatfeier der Chriſten nicht im Mindeſten dadurch beeinträchtigt wird, in⸗ 
dem den Juden geſetzlich unterſagt iſt, Alles zu vermeiden, was eine Stö— 
rung derſelben herbeiführen kann. Eine Parität der Juden in dieſem Falle 
iſt auch von ihnen nie beanſprucht worden und wird es nie werden. 

Kurz und gut, die Kirche iſt die Gegnerin der Emaneipation, nicht der 
Staat, das ergiebt ſich aufs Unzweideutigſte aus den vorherigen Anführun- 
gen gegen die Zuläſſigkeit derſelben. Und doch haben die Juden, wenigſtens 
der gebildetere Theil unter ihnen, nicht nur den allgemeinen Forderungen des 
Zeitfortſchritts gehuldigt, ſondern auch den Anforderungen der kirchlichen Par- 
tei ſehr weſentliche Zugeſtändniſſe gemacht, um zu zeigen, daß es nur einer 
völligen bürgerlichen Gleichſtellung bedarf, um das angefangene Werk einer 
Reformation auch unter ſich eingreifen zu laſſen, und immer mehr und mehr 
von dem abzulegen, was man ihnen als Feſthalten an einer eigenen Natio- 
nalität zum Vorwurfe gereichen läßt. Wir verweiſen nur auf das Concilium 
jüdiſcher Rabbiner zu Braunſchweig und auf die Vorgänge, welche in ums 
ſern Tagen zu Berlin ſtattgeſunden und von hier ſich verbreitet haben. Sie 
haben auch außerhalb der Hauptſtadt und in den ſernſten Provinzen des 
Staats, ſelbſt außerhalb deſſelben zahlreiche Anklänge gefunden und das be— 
gonnene Werk der Reform, — wir können es nicht genug wiederholen, — 
wird ein vollſtändiges werden, wenn Emaneipation eintritt. 

) Ein weit wichtigerer Entſcheidungsgrund für die Competenz des Land» 
tages iſt unzweifelhaft darin zu ſuchen, daß der Landtag das einzige geſetz⸗ 
mäßige Organ iſt, durch welches die Angelegenheit zu den Stufen des 
Thrones gelangen und dort von derſelben Kenntniß genommen werden kann. 
Eine directe Verwendung der Betheiligten ſelbſt iſt an und für ſich unzuläßig 
und ſie, deren Rechte nirgends Vertretung finden, deren Sonderintereſſe in 
keinem der Landescollegien ſeine Vertreter hat, würden ohne die Competenz 
des Landtages nirgends Hilfe finden, die fie nur auf dem Wege der Geſeß— 
gebung zu erlangen im Stande ſind. 
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Loͤſung des heutigen Tages dringend bedürftig fei, zumal das 
Edict vom Jahre 1812 in der Zwiſchenzeit nicht fortgebildet, ſon— 
dern ſogar mehrfach beſchraͤnkt worden ſei und auf dieſe Weiſe 
ſogar der Artikel 16 der Bundesacte verletzt zu ſein ſcheine. Man 
raͤumte ein, daß der Antrag des Ausſchuſſes rein formeller Natur 
ſei und ſich auf das Mindeſte beſchraͤnke, was nur erbeten wer— 
den koͤnne, ja ein Theil der Verſammlung ſprach die Ueberzeu— 
gung aus, daß man weiter gehen muͤſſe, als jener Antrag vorge— 
ſchlagen habe. Die ausgezeichneten Leiſtungen, durch welche ein— 
zelne Juden im Krieg und Frieden um den Staat, die Wiſſen⸗ 
ſchaft und Kunſt ſich verdient gemacht haben, der Standpunkt 
auf welchem die Bildung des Volkes ſich heutigen Tages befindet, 
laſſe die voͤllige Gleichſtellung der Juden als eine Forderung der 
Gerechtigkeit erſcheinen, denn es ſei unter allen Umſtaͤnden nicht 
zu rechtfertigen, wenn man an den, dem menſchlichen Auge doch 
nicht erkennbaren religioͤſen Glauben politiſche Vorrechte oder 
Nachtheile knuͤpfen wolle. Man moͤge daher nicht auf halbem 
Wege ſtehen bleiben, vielmehr das, wovon man die lebendige 
Ueberzeugung in ſich trage, auch Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige offen 
vortragen. 

Indeſſen die Zahl der Stimmen, welche ſich in letzterer Hinſicht 
erhoben, war nicht bedeutend genug und wenn man dieſerſeits auch 
noch viele Beiſpiele anfuͤhrte, welche zu Gunſten der Juden und 
ſuͤr die Emancipation derſelben ſprachen, ſo beſtritt man doch an— 
dererſeits die Beweiskraft derartiger ſpecieller Beiſpiele. Die Anz 
ſichten der Gegner, welche die kirchlichen Ruͤckſichten im Auge 
behielten, hatten ſich durch die Anzahl derer, die ſie vertheidigten, 
Uebergewicht verſchafft und als man in Folge der gehabten De— 
batten zur Abſtimmung ſchritt, ſo ſtellte ſich das Reſultat heraus, 
daß der Antrag: 

auf voͤllige und ſofortige Gleichſtellung der Juden 
in der Minoritaͤt blieb, wogegen der vom Ausſchuſſe geſtellte, 
Eingangs erwähnte Antrag ſich der verfaſſungsmaͤßigen Stim⸗ 
menmehrheit erfreute, in Folge deſſen zum Beſchluß erhoben 
ward und daher Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige vorzutragen ſein wird. 

Wenn daher auch in der Hauptſtadt ſelbſt die Hoffnungen 
unerfuͤllt blieben, welche die Petenten an die diesjährige Ver 
ſammlung der ſtaͤndiſchen Berather knuͤpften, ſo kann es ihnen 
doch zum Troſte und zur Beruhigung gereichen, daß eine nicht 
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geringe Anzahl von Stimmen ſich fuͤr die volle Gewaͤhrung des 
Antrags erhob, und daß man uͤberhaupt das Beduͤrfniß und die 
Nothwendigkeit einer Reform nicht verkannte und die Bitte um 
Gewaͤhrung derſelben, wenn auch in minderem Umfange, von 
den Bitten nicht ausſchloß, welche zu den Stufen des Thrones 
zu gelangen beſtimmt ſind. Vielleicht iſt auch in der Provinz 
Brandenburg der naͤchſten Zukunft ſchon ein umfaſſender Antrag 
vorbehalten, wenn der Geiſt des Fortſchritts auch in kirchlicher 
Beziehung ſich die Geltung verſchafft hat, die er jetzt zu erſtreben 
ſich bemuͤht. 


b. Rheinprovinz. 


Es iſt nun zweifelsohne daran gelegen, zuvoͤrderſt die Ver— 
handlungen derjenigen Verſammlung kennen zu lernen, welche 
dieſen Gegenſtand mit warmen liebevollen Herzen ergriffen und 
vertheidigt hat, in welcher der Geſichtspunkt des Rechtes, und 
der Humanitaͤt die Vorurtheile verſchwinden hieß, welche kirch— 
lich - religioͤſe Serupel anderweit hervorriefen, einer Verſamm— 
lung, in welcher ſchon beim Einbringen mehrer, darunter auch 
hierauf bezuͤglicher Petitionen ein Abgeordneter aus dem Stande 
der Städte ſich in begeiſterter Rede ergoß: 

Eine edle Regung tritt uͤberall im Rheinlande hervor; ſie iſt 
fern von allen Leidenſchaften, denn fie ſteht in der innigſten 
Verbindung mit dem Sinne fir das Geſetz, dem fie nun dar 
durch noch eine hoͤhere Weihe giebt, daß ſie es in allen Ge— 
bieten des Staatslebens geachtet wiſſen will. Jeder denkende 
Menſch, der ſein Volk liebt, und deſſen Entwickelung wuͤnſcht, 
muß ernſt, aber freudig, durch die bedeutungsvolle Erſcheinung 
beruͤhrt werden, daß faſt in allen Staͤdten unſerer Provinz die 
Bürger zuſammentraten und in ruhiger, wuͤrdiger Beſprechung 
ihre Antraͤge an den Landtag beſchloſſen. Sie fuͤhlten ſich alle 
vereinigt als Söhne des Vaterlandes, als es ſich darum hans 
delte, fuͤr dieſes die Segnungen der Cultur herbeizufuͤhren: 
freies Wort, volksthuͤmliche Verfaſſung und Aufhebung des 
Druckes, der noch immer auf einem Theile der Ber 


völferung um des Glaubens willen laſtet. Gluͤcklich 
wir, daß wir in einer ſolchen Zeit berufen ſind, fuͤr ſolche 
Wuͤnſche das Organ zu ſein, die nach einem auf Recht und 
Licht geſtuͤtzten Staate rufen. 

Und nicht allein von dieſem Abgeordneten und im Namen 
der Bürger Crefelds wurde der Antrag auf Emancipation der 
Juden den rheiniſchen Staͤnden vorgelegt, auch von vielen an— 
dern Seiten her erſchollen gleiche Stimmen, die der betreffende 
Ausſchuß bei ſeinen Vorberathungen uͤber den Gegenſtand in eine 
zuſammenfaßte. 

Ihrem Inhalte nach beruͤckſichtigen dieſe Petitionen einerſeits 
das zweifache Rechtsverhaͤltniß der Juden in dem dies- und jen— 
ſeit des Rheines befindlichen Theile der Provinz, andererſeits den 
allgemeinen Zuſtand, in welchem ſich die juͤdiſche Bevoͤlkerung in 
Bezug auf ihre ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe, der chriſtlichen 
Bevoͤlkerung gegenuͤber, in allen Theilen der Monarchie befindet. 
Das erſtere iſt eine Folge des noch theilweiſen Fortbeſtehens des 
Napoleon'ſchen Decrets vom 11. Maͤrz 1808 in dem am linken 
Rheinufer liegenden Theile der Provinz und die hier noch giltige 
Geſetzgebung mußte zuerſt aufgehoben werden, bevor weitere An— 
traͤge formirt werden konnten. Darum befuͤrwortete der Referent 
zunaͤchſt: } 

Se. Majeſtaͤt zu bitten, daß das Napoleon'ſche Deeret vom 
11. März 1808 auf der linken Rheinſeite vollſtaͤndig aufge— 
hoben werde. 

Grade dieſes Geſetz und ſein Fortbeſtehen ſuchte ein Mit— 
glied der Ritterſchaft zu rechtfertigen. Daſſelbe iſt, ſo bemerkte 
er, in Folge von Thatſachen erhoben worden; will man es auf— 
heben, ſo muß man zuvoͤrderſt darthun, daß die Thatſachen, die 
es hervorgerufen haben, gegenwaͤrtig nicht mehr beſtehen und 
darüber koͤnnen nur die Lands und Friedensgerichte genügende 
Auskunft ertheilen. Er berief ſich zugleich auf eine Schrift von 
Dahlmann, welche der Emancipation der Juden mehr oder 
weniger Bedenken entgegengeſtellt und ſuchte ſeine Meinung auch 
durch Anfuͤhrung einiger Beiſpiele aus dem Siegkreiſe Geltung 
zu verſchaffen. 

Der moraliſche Standpunkt der Juden, namentlich in Be, 
zug auf Wucher und Wuchergefchäfte, diente dieſer Auslegung 
zur Stuͤtze, allein mit Recht machte der Referent des Ausſchuſſes, 
ein Abgeordneter der Landgemeinden darauf aufmerkſam, daß 
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man auf ſolche Zeugniſſe um ſo weniger Gewicht legen koͤnne, 
als der angebliche niedere Stand der Moral der Juden gerade 
eine Wirkung des Deerets von 1808 ſei; denn dadurch, daß man 
Jemanden geiſtig erniedrige, koͤnne man ſeine Moral nicht heben.“) 

Und, fraͤgt ſich, ſteht es denn mit dieſer Moral wirklich ſo 
ſchlimm, als man uns, zur Beſchoͤnigung der Verweigerung und 
des offenbar geuͤbten Unrechts glauben machen will? Ein Abge⸗ 
ordneter der Städte führt die Rechtfertigung dadurch, daß er ge 
radezu behauptet: Die Verhaͤltniſſe ſeien nicht mehr vorhanden, 
welche zur Einführung des Edicts Veranlaſſung gaben und als 


) Jeder Unbefangene muß den Standpunkt, welchen der Referent in 
dieſen letzten Worten andeutete, als einen richtigen, durch die Geſchichte vie⸗ 
ler Völker und verſchiedener Zeiten in ſeiner Wahrheit klar gewordenen an⸗ 
erkennen. Um nur ein Beiſpiel aus der Geſchichte der neueren Zeit anzu⸗ 
führen, wollen wir blos an Griechenland und ſeine Bewohner erinnern, in 
denen man nicht mehr die Abkömmlinge jenes Volkes ſah, welches durch den 
Adel ſeiner Geſinnungen und Handlungen als ein noch für die Gegenwart 
dienendes Muſter dargeſtellt wird. Man konnte ſich nicht verhehlen, daß 
die untern Klaſſen dieſes Volkes ſich durch eine Geſinnung auszeichnelen, 
welche allerdings, vom höhern, rein moraliſchen Standpunkte betrachtet, 
den Charakter deſſelben in einem nachtheiligen Lichte erſcheinen ließ. Aber 
die gehäßige Meinung, die ſich auf Grund mancher vielleicht nicht zu läug⸗ 
nenden Erfahrung hätte bilden können, kam nicht auf; der freie edle Menſch 
empfand und erkannte, daß der ſklaviſche, moraliſch niedrige Charakter des 
Griechenvolls nicht fein angeborner, fein Grundcharakter ſei, vielmehr ein 
reinerer Himmelsfunke in ihm ſchlummere, der nur vom politiſchen Drucke, 
welcher Jahrhunderte auf ihm gelaſtet hatte, niedergehalten worden war, von 
deſſen Vorhandenſein aber ſchon der Drang und das Ringen nach Freiheit 
Zeugniß ablegte. Man geſtand ſich, daß es nur dieſer bedürſen würde, um 
das geiſtig erniedrigte Volk geiſtig zu heben, und ließ dieſe Rechtfertigung 
laut erſchallen, wenn ſich verunglimpfende Stimmen erhoben zur Vertheidi⸗ 
gung der Meinung, daß das Volk der Sympathien nicht werth ſei, die ſich 
für daſſelbe überall kund geben. 

Und folgte man damals nur dem Gefühl für Recht und Gerechtigkeit, 
warum verdammt man es heute, wenn für einen Theil unſerer unter uns 
lebenden Brüder die ihnen lange entzogenen Menſchenrechte vindicirt wer⸗ 
den, wenn man eben den Druck beſeitigen will, welcher die Vorwürfe er- 
zeugt, die ihnen in moraliſcher Beziehung gemacht werden. Man beſeitige 
den Druck und die Moral wird ſich heben mit dem Bewußtſein des vollen 
Genuſſes der Rechte, die ihnen als Träger der vollen Verpflichtungen im 
Staatsverbande gebühren. 
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Beweis dafiir ſpreche der Umſtand, daß im Landgerichtsbezirke 
Koͤln im Jahre 1836 bis 1844 wohl 9 Chriſten, aber nur 1 Jude 
wegen Wuchers mit correctionellen Strafen belegt worden ſind, 
um dadurch den Gegner mit den eignen Waffen deſſelben zu 
ſchlagen. 
Die eitirte ſchaͤtzbare Schrift erſcheint, fügte er hinzu, als 
Autoritaͤt um ſo weniger maßgebend, da dieſelbe zehn Jahr alt 
iſt. Dahlmann hat damals ſein Urtheil unter dem Eindrucke 
abgefaßt, welchen die Zuſtaͤnde auf ihn gemacht haben, in wel: 
chen er die Juden im Koͤnigreiche Hannover geſehen haben 
mag. Mehrere Nachbarſtaaten haben die Juden ſchon vor lan: 
gen Jahren in ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſen den uͤbrigen 
Staatsmitgliedern gleichgeſtellt, und ſie haben niemals Urſache 
gehabt, dieſe Maßregel zu bereuen. Noch neulich hat ſich dies 
in dem mit Holland verbundenen Theile des Großherzogthums 
Luxemburg herausgeſtellt. Es giebt keine traurigere Verkennung 
des Chriſtenthums, als wenn man glaubt, um ſeinetwillen einem 
Theile der Mitbruͤder die heiligſten Menſchenrechte entziehen 
zu muͤſſen. 

Aber ſo geht es mit allen Beweiſen. Es moͤchte ſich wohl 
ſchwerlich ein Beweis fuͤhren laſſen, aus welchem nicht Befan— 
genheit für eine einmal feſtgewurzelte, voraͤlterliche Meinung, für 
rigoroͤſes Vorurtheil, eine Folgerung für die Richtigkeit feiner An— 
ſicht herzuleiten im Stande waͤre. In ſolchen Faͤllen gilt nun 
einmal nur der Glaube, ein Glaube, der ſchwerlich auf Ueber— 
zeugung beruhen kann und ſeine Stuͤtze nur in Einredungen 
findet, die man ſich auf Grund vielleicht einzelner und in 
dividueller Erfahrniſſe ſelbſt machen zu muͤſſen ſchuldig zu ſein 
glaubt. — 

So will auch das Mitglied der Ritterſchaft gerade zu Gun— 
ſten ſeiner vorgefaßten Meinung aus den Aufſtellungen des Geg— 
ners die Folgerung ziehen, daß nur das fragliche Decret die Ur— 
ſache jenes guͤnſtigen Reſultates ſei, dadurch, daß es die Juden 
vom Wucher zuruͤckhalte. “) 


Landrechts und des Code civile, welche doch nur in Bezug auf die 

chriſtliche Bevölkerung abgefaßt worden ſind? Oder glaubt man ſich 

durch dieſe Geſetze nicht hinreichend gegen den Wucher geſchützt? — Nun 
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Eben fo unzulaͤnglich erſcheint uns der Beweis, welcher die Wahr⸗ 
heit und Nothwendigkeit jener Exception vor dem bürgerlichen 
Geſetze darthun ſoll. 

Im Siegkreiſe, alſo am rechten Rheinufer, wo das Napoleon’; 
ſche Geſetz nicht gilt und wo das Verhaͤltniß von 600 Juden 
zu 75000 Chriſten obwaltet, find bei einem einzigen der 4 Fries 
densgerichte von allen Civilklagen ; von Juden erhoben wor; 
den, ein Beweis, wie die Chriſten dort von den Juden behan— 
delt werden. Nicht ein einziger Jude befinde ſich dort, der 
einer andern Beſchaͤftigung folge, als der des Schachers, nicht 
ein Einziger treibe etwas Anderes als Handel und hoͤchſtens 
Metzger-Gewerbe. Warum waͤhlen ſie nicht dieſelben Beſchaͤf— 
tigungen wie Chriſten? Es gebe Orte im Siegkreiſe, deren 
Einwohner ihr Hab' und Gut, bis auf das Bett, den Juden 
verſchuldeten und die Juden ließen es ihnen nur ſo lange, als 
fie von ihnen noch etwas zu ziehen wuͤßten.“) 
wohl, fo iſt dieſes ein Zeichen von der Unvollkommenheit dieſer Ge- 
ſetze und es müßten in dieſer Beziehung ähnliche Vorſchriften erlaſſen wer⸗ 
den, wie ſie in Rückſicht auf die Juden durch das Geſetz vom 11. März 
1808 noch am linken Ufer des Rheins beſtehen. Genügen aber die Vor⸗ 
ſchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzes, wozu noch beſondere Vor⸗ 
ſchriften für einen Theil der Staatsmitglieder, — oder will man die Juden 
auch als ſolche nicht gelten laſſen? — der ſich nur durch kirchlich religiöſe 
Anſichten, durch abweichende religibſe Glaubensform, nicht aber durch ſtaats 
bürgerliche Leiſtungen, von der größeren Bevölkerung unterſcheidet. Will 
der Evangeliſche etwa in dieſer Hinſicht das erhabene Wort Luthers: Wir 
glauben all' an einen Gott, zu Schanden werden laſſen? — 

») Freilich ein Argument, deſſen Eindringlichkeit man nicht widerſtehen 
kann. Aber das Verſtändniß iſt ſicher bei jedem Unbefangenen ein anderes, 
als das, was der Redner durch daſſelbe erzielen will, ift vielmehr das Ge- 
gentheil von dem. Daß 3 der Klagen von Juden angeſtellt find, iſt grade 
ein Beweis dafür, daß nicht der Chriſt dem Chriſten, ſondern der Chriſt dem 
Juden ſchuldig war, alſo entweder, daß der Chriſt dem in Noth oder Ver- 
legenheit gerathenen Chriſten nicht hilfreiche Hand reichen, oder daß dieſer 
aus urväterlichem Vorurtheile, lieber, — wie man im gewöhnlichen Leben 
fagt, — den Juden hinter das Licht führen wollte, als den Glaubensge⸗ 
noſſen. Im erſten Falle trifft der Vorwurf der gewiſſenloſen Härte einerſeits, 
des Undanks anderſeits den Chriſten, und in beiden Fällen hat der Jude 
das Recht für ſich, welches der Gläubiger gegen den Schuldner hat, abgeſehen 
davon, ob jener oder dieſer Türke, Jude oder Chriſt genannt wird. Iſt Ei⸗ 
gennutz dabei im Spiele, ſo iſt es der Eigennutz, den jeder in gleichem Falle 
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Mag immerhin der Siegkreis, nach der Anſicht des verehr— 
lichen Mitgliedes des Ritterſtandes, in Bezug auf die Erwerbs; 
quelle der Juden eine Ausnahme machen, eine Ausnahme, die 
jedoch von andern Mitgliedern der Verſammlung beſtritten und 
nachgewieſen wird, daß es auch ackerbauende Juden daſelbſt gibt, 
ſo iſt doch eine ſolche ausſchließliche Erwerbsquelle der Juden 
anderwaͤrts nicht gekannt, und daß ſie es nicht mehr iſt, daß wir 
in faſt allen Gewerben juͤdiſche Geſellen, juͤdiſche Meiſter finden, 
iſt eben eine Folge der Relaxation jener fruͤhern ſtarren Geſetze 
und des erleichterten Druckes. Hat in dieſer Hinſicht der Fort— 
ſchritt der Geſetzgebung bisher wohlthaͤtig gewirkt, ſo wird er es 
noch mehr, wenn dieſelben keine Unterordnung, ſondern eine Gleich— 
ſtellung ſtaatsbuͤrgerlicher Gerechtſame fuͤr alle Staatsverpflich— 
teten ausſprechen. 

Mit Recht vertheidigte daher der Herr Referent nochmals 
den vom Ausſchuſſe befuͤrworteten Antrag mit dem Bemerken, 
daß, wenn ſich die Juden in angeregter Hinſicht heben und den 
uͤbrigen Staatsbewohnern gleichſtellen ſollen, man ihnen auch die 
Mittel dazu geben muͤſſe. Daher iſt ſein zweiter Antrag: 

den Juden gleiche bürgerliche und politiſche Rechte 
mit allen uͤbrigen Unterthanen zu gewaͤhren, 
als wohl motivirt zu betrachten. 

Ein anderes Mitglied der Ritterſchaft iſt wohl der Reform 
nicht abgeneigt, allein es wuͤnſcht, daß die Umwandlung nicht for 
fort, ſondern allmaͤlig bewirkt werde und ſpricht deshalb fuͤr eine 
theilweiſe Aufhebung des Deerets. 

Von einer andern Seite konnte man jedoch nicht in Abrede 
ſtellen, daß das Judenthum in ſeiner buͤrgerlichen und geſelligen 
Entwickelung Fortſchritte gemacht habe, daß ein Unterſchied ſei 
zwiſchen den fruͤhern und jetzigen Zuſtaͤnden deſſelben. Auf dieſen 
Unterſchied ward auch von einer andern Seite hingewieſen und 
angedeutet, daß die Emaneipation denjenigen Individuen gelten 
ſolle, die ſich ganz oder theilweiſe von dem Glauben und den 
Satzungen ihrer Vaͤter losgeſagt haben, nicht aber denen, welche 
beiden treu geblieben ſind. Fuͤr die erſtern, meinte man, koͤnne 


beim Chriſten rechtfertigen würde: die Hoffnung das Seine durch Benutzung def» 
ſelben zu vermehren und die Furcht es zu verlieren. Grade der zuletzt angeführte 
Umſtand ſpricht alſo unabweisbar gegen das, was er beweiſen ſoll. 
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der Schritt zur vollſtändigen Emancipation kein ſchwieriger fein. 
Aber politiſche Rechte koͤnne der Juden nicht anſprechen, ſo 
lange er nicht ungetheilt dem Volke angehoͤre, deſſen Wohl oder 
Wehe der Beſitzer jener Rechte zu bewachen habe.“) 


„) Was ſoll das heißen: Emancipation ohne politiſche Rechte? Uns 
iſt eine ſolche Emaneipation nicht bekannt, denn eben in Bewilligung gleicher 
politiſchen Rechte beſteht ja die Emancipation und ohne dieſelben iſt fie nicht 
möglich, nicht vorhanden. Und welcher Maßſtab wird für dieſe Bewilligung 
angenommen, wer ſoll Richter ſein, wenn dieſer Maßſtab ein gerechter, 
ein billiger wäre, ob im Individuum derjenige Grad von Cultur vorhanden 
ſei, an deſſen Daſein man die Erlangung der Emaneipation knüpft? Was 
dem Chriſten unter gleichen Umſtänden zum Ruhme gereicht, was das 
Mär tyrerthum der frühſten Bekenner des chriſtlichen Glaubens begründet, 
was man auch an den Juden der Jugend in chriſtlichen Schulen in 
verſchiedenen bibliſchen Geſchichten als eine erhabene Tugend zum Mufter 
vorſtellt, was man auch heute noch unter Chriſten als eine ſolche an- 
erkennt: das Feſthalten am Glauben der Väter will man den Juden zum 
Vorwurfe machen, und ihnkn, eben dieſer Tugend wegen, die menſchlichen, 
die ſtgatsbürgerlichen Rechte kürzen? Sind die Juden nicht gezwungen 
feſtzuhalten an dem, was fie von den Vätern ererbt, jo lange fie hei- 
matlos und iſolirt unter einer Bevölkerung daſtehen, die fie nur als gleich- 
verpflichtete, aber nicht als gleichberechtigte Staatsbürger aufnehmen will? 
Sollen ſie ſich in dieſer Iſolirung auch deſſen entäußern, deſſen Hinblick ihnen 
in ihrer Lage noch einzig Troſt und Beruhigung gewährt, die Beruhigung, 
doch durch die Bande des Glaubens einem Volke anzugehören, welches ſich 
eben dadurch getrieben fühlt feſtzuhalten, auch nach Außen hin durch Cere⸗ 
monialgeſetze, an dieſer Einheit in der Iſolirung, an dieſer Sammlung in 
der Zerſtreuung? Will man ihnen das Ehrwürdigſte, das Heiligſte nehmen, 
was ihnen den geübten Druck zu allen Zeiten und unter allen Umſtänden 
mit einer bewundernswürdigen Geduld tragen half, ohne ihnen den Druck 
ſelbſt abzunehmen? Sobald dieſer aufhört, ſobald der Jude als freier 
Staatsbürger unter freien Staatsbürgern daſteht, werden die Feſſeln, freilich 
nicht ſofort, aber nach und nach von ſelbſt abfallen, welche noch bei einem 
Theile der jüdiſchen Bevölkerung den Auſſchwung hemmen, an den man die 
Bedingung der Emancipation knüpft. 

Schon die gegenwärtigen Verhältniſſe zeigen, daß das Judenthum nicht 
mehr den Vorwurf der allgemeinen und ſtrengen Abgeſchloſſenheit in Bezug 
auf geſellſchaftliche Verhällniſſe bewahrt, die ihm früher eigenthümlich war, 
daß der Gebildete dieſes Volkes auf gleicher Stufe ſteht mit dem gebildeten 
Chriſten, ja daß ſelbſt bis in die Kreiſe des Geſchäftslebens eine Erhebung 
gedrungen iſt, welche man nur den Begünſtigungen zuſchreiben kann, die im 


Doch man zeigte auch wie ſich die Forderung der Emanci— 
pation der Juden auf poſitive Rechte gruͤndet und mit Fug und 
Recht weiſt der rheiniſche Landtag auf dieſe poſitiven Gruͤnde 
hin. Das Napoleon'ſche Judengeſetz, bemerkt ein Abgeordneter, 
iſt laͤngſt in ſich erloſchen, denn es enthaͤlt die ausdruͤckliche Be— 
ſtimmung, daß dieſe Erloͤſchung zehn Jahre nach ſeinem Erlaß 
von ſelbſt erfolgen ſoll. Seine Giltigkeit hat alſo ſchon mit dem 
Jahre 1818 aufgehoͤrt, und in Bezug auf politiſche Gleichſtellung 
ſprechen für dieſelbe der Artikel 16 der Bundesacte und die 98 
7 und 8 des Ediets vom 11. März 1812. Selbſt wenn dieſes 
noch nicht hinreichend waͤre, ſo wuͤrde der Staat nur Gerechtig— 
keit uͤben, wenn er diejenigen ſeiner Buͤrger, welche waͤhrend des 
Kampfes um ſeine Freiheit, ihre Soͤhne in die Reihen der Ver— 
fechter derſelben ſtellte und ihr Habe und Gut mit gleich freudt- 
gem Herzen auf den Altar des Vaterlandes niederlegten, wie die 


bürgerlichen Erwerbe den Juden in neuerer Zeit gemacht ſind. Dadurch iſt 
ein großer Theil jener angefochtenen Satzungen und Gebräuche ſchon längſt, 
wenn auch nicht ganz aufgehoben, doch ſicherlich in der ſtarren Form gemil- 
dert, in welcher ſie früher beſtanden. Je enger nun das Band mit der 
übrigen Bevölkerung ſich knüpft, deſto mehr werden auch die äußeren Unter- 
ſchiede ſich verlieren, durch welche man die Trennung jetzt noch ſo gerne 
rechtfertigen möchte, werden ſelbſt bei denen ſchwinden, welche jetzt noch 
ſtrenge auf dieſelben halten, eben weil ſie das Einzige ſind, was ſie an ihre 
Volkszugehörigkeit erinnert. Der Jude wird ungetheilt dem Volke angehören, 
unter welchem er lebt, wenn ihm die politiſchen Rechte dieſes Volkes ge- 
ſichert ſind. 


Oder verlangt man mehr? verlangt man ein Losſagen von den Satzun— 
gen der Väter nicht bloß inſofern, als die Civiliſationsfortſchritte der Gegen⸗ 
wart dies erheiſchen, als die geſelligen Verkehrs- und Umgangsformen dies 
erfordern und will man auch ein Losſagen von dem Glauben der Väter und 
ein Verlaſſen des Weges, der ihnen ſo heilig iſt, als den Chriſten der ihrige 
zur Bedingung der Gleichſtellung machen? Wir glauben all' an einen Gott, 
und wenn Cultusunterſchiede, Unterſcheidungsmerkmale in Bezug auf Ge» 
währung allgemeiner ſtaatsbürgerlicher Berechtigungen abgeben ſollen, nun 
ſo müßte in einem Staate, deſſen Fundamente ſich auf die evangeliſche 
Kirche baſiren, der katholiſche Bewohner, im umgekehrten Falle der evange⸗ 
liſche Unterthan, mindere Berückſichtigung bei Vertheilung derſelben findent 
Daß eine ſolche Abſtufung nicht e geſetzlich nicht nr 2 * 
anerkannt. j 


“ 


übrigen Staatsbürger an der mit erworbenen Freiheit Theil neh— 
men laͤßt.) 

Auch der Einwand ihrer Nichtzulaͤſſigkeit zu oͤffentlichen 
Aemtern trat hervor, indeſſen auch dieſer fand die gebuͤhrende 
Zuruͤckweiſung und es wurde vorzüglich in Hinſicht auf Commu— 
nal⸗Ehrenämter ihre beſondere Befähigung durch das Beiſpiel ber 
legt, daß im Bezirke des Oberlandesgerichts zu Coͤslin ein zum 
Schiedsmann gewählter Jude von 269 vor ihn gebrachten Streit: 
ſachen nur 3 nicht durch guͤtliche Beilegung ausgeglichen habe.““) 


„) Daß die Juden ſich in dieſer Hinſicht durch Hochherzigkeit der Ge— 
ſinnung in der Zeit der Bedrängniß des Staates wie in den ihr folgenden 
Zeiten des Friedens auf eine ſie höchſt ehrende Weiſe ausgezeichnet haben, 
wird ſelbſt von den Provinzen anerkannt, welche nicht, wie die Rheinprovinz, 
das Geſetz des Rechtes und der Billigkeit als das vorwaltende Motiv zur 
Begründung ihres Antrages aufſtellten. Jene Opfer hielten die Juden für 
eine Pflicht, ſie brachten ſie aus freiem Herzen als Opfer für die gute und 
gerechte Sache eines Volkes und eines Staates, dem ſie angehörten, ohne 
als Angehörige deſſelben anerkannt zu ſein. Und wenn ſie ſelbſt daraus 
keine Anſprüche herleiten ſollten, ſo fordert es die Billigkeit, daß diejenigen, 
welche die Früchte dieſer Opfer nun genießen, wenn ſie nicht der Vorwurf 
des Undanks treffen ſoll, ihnen daraus mit herfließende Rechte zugeſtehen und 
einräumen. 

*) Wenn aber die Uebernahme von Communal-Ehrenämtern Seitens 
der Juden für zuläſſig erklärt wird, fo iſt nicht einzuſehen, welcher Grund 
fie von den Staatsämtern auszuſchließen gebietet Die Befähigung und ge— 
wiſſenhafte Pflichterfüllung bilden den Beamten und ſind die Bedingung, an 
welche ſich das Vertrauen des Staates bei Uebertragung des Amtes knüpft, 
nicht aber die religiöfe Ueberzeugung, wenigſtens kommt dieſelbe nur in ver 
hältnißmäßig nicht häufigen Fällen in Betrachtung und iſt Mitbedingung bei 
der zu treffenden Wahl. Die reichen geiſtigen Mittel der Juden ſind aner— 
kannt, ihr Blick in die practiſchen Verhältniſſe des Lebens iſt durch die Lage, 
in welcher ſie ſich bisher befanden und durch welche fie ausſchließlich auf ei⸗ 
nen Wirkungskreis in demſelben augewieſen waren, im Allgemeinen geſchärf⸗ 
ter und freier als der des Chriſten, was ſich ſchon durch die Art und Weiſe 
verkündet, in welcher fie jede ſich irgend darbietende Gelegenheit zur Erlan- 
gung größerer Ausdehnung ihres induſtriellen Verkehrs und Erweiterung ih- 
rer materiellen Mittel zu benutzen ſuchen und zu benutzen wiſſen, worüber 
chriſtlicher Seits ſo vielfach Klage erhoben wird. Sollten wohl Beamte, 
welche ein entſchiede nes geiſtiges Talent mit ſolcher Beharrlichkeit und Aus- 
dauer in Erfüllung der Berufspflicht verbinden, für den Staat von Nach- 
theil ſein, ſollte derſelbe von ihnen nicht nur nicht zu fürchten, ſondern viel⸗ 


Außerdem fand das jüdische Religionsbuch, der Talmud— 
Berachhoth Erwähnung, daſſelbe welches man anderwaͤrts als 
ein weſentliches Hinderniß der Emancipation betrachtete, hier 
zur Widerlegung der aufgebuͤrdeten und durch den Taluud be; 
ſtaͤrkten meſſianiſchen Anſicht, die ſich mit der Nationaliſirung 
und Emancipirung der Juden nicht vertrage. Man wies aus: 
druͤcklich auf die Stelle hin, in welcher es heißt: 

daß die meſſianiſche Zeit alsdann eintreten werde, 
wenn jeder Druck der Regierung aufgehört ba 
ben wird; 
eine Stelle, welche aufs Buͤndigſte die Befuͤrchtungen widerlege, 
die ſich auf das gehoffte Erſcheinen eines meſſianiſchen Zeitalters 
und feiner Zuftände gruͤnden. “) 


mehr zu hoffen haben? Freilich wäre es eine mißliche Sache, die Juden 
zu Staatsämtern zuzulaſſen, ſo lange ſie noch kein inneres, feſteres Band, 
als das äußere des Aufenthaltes und des Erwerbes, an den Staat knüpft, 
indem dann wohl die Befürchtung nicht ungegründet ſein dürſte, daß ihre 
Stellung ihnen dann Gelegenheit verſchaffen würde, die Intereſſen des Staats 
unter die Intereſſen ihrer eigenen Angelegenheiten unterzuordnen und die 
Vermehrung und Erweiterung der letztern unter dem Schutze und dem Deck- 
mantel der erſteren zu betreiben. Alle dieſe Befürchtungen hören auf, ſobald 
das Wort Emaneipatjon vom Staate ausgeſprochen iſt, denn dann können 
fie ihre exceptionelle Wirkſamkeit nur in Hinſicht auf kirchliche Befugniffe aus⸗ 
dehnen, und daß die Kirche, was ihr frommt, dann ſelbſt zu bewahren wiſſen 
und feſthalten wird, was ſie im Verlaufe der Zeit errungen, daran iſt gar 
nicht zu zweifeln. Und doch iſt der Einwand der Unmöglichkeit, die Juden 
unter die Beamten des Staates aufzunehmen, vielfach zum Vorſchein ge⸗ 
kommen. Wir werden in der Folge noch öfter Gelegenheit haben, bei Er- 
wähnung beſonderer Fälle, die Hypotheſe der Nichtzulaſſung der Juden zum 
Staatsdienſt einer weitern Erörterung zu unterwerfen. 


) Wir haben der Grundloſigkeit dieſer Befürchtungen ſchen bei einer 
frühern Veranlaſſung gedacht und können uns daher der Bemerkungen hier 
um fo mehr enthalten, da die Thatſache der ſtändiſchen Aeußerung über 
dieſe Grundloſigkeit ſchlagend genug iſt. Einverſtanden mit dieſer Auffaſſung 
des Talmud erklärt ſich auch der Verein, welcher ſich eine Reinigung des 
Judenthums von hineingetragenen Satzungen und eine den Fortſchritten der 
Zeit und ihrer Bildung angemeſſene Reform deſſelben zur Aufgabe ge⸗ 
ſtellt hat. 

Es wird, ſo bekennen dieſelben, vielſelig behauptet, der Talmud ſtehe uns 
allein im Wege, und mit Aufhebung feiner Saßungen ſei das Ziel (der 


Was dieſe Befürchtungen uͤberhaupt anbelangt und die nad): 
theiligen Folgen, welche man von einer voͤlligen politiſchen Gleich— 
ſtellung der Juden mit den uͤbrigen Staatsbuͤrgern erwartet, ſo 
ſuchte ein Mitglied der Landgemeinden dieſelben auf das Ein— 
fachſte und Schlagendſte dadurch zuruͤckzuweiſen, daß er auf far 
tiſche Zu ſtaͤnde hinwies und andeutete, daß in Frankreich, Hol— 
land, Luxemburg und Belgien, Länder, in welchen das Nopoleon’s 
ſche Decret fruͤher ebenfalls gegolten, aus deſſen Aufhebung kei— 
nerlei nachtheilige Folgen hervorgegangen ſeien, daß ſolche alſo 
eben ſo wenig durch deſſen Aufhebung in Preußen eintreten 
werden. 

Zum Schluſſe ließ ſich noch ein Abgeordneter der Städte 
dahin vernehmen, daß zum Vermiſchen der verſchiedenen Volks; 
ſtaͤmme, zum Aufnehmen einer kleinen Nationalitaͤt in eine groͤ— 
ßere, der Geſchichte zufolge, die Verheirathung der verſchiedenen 
Klaſſen der Bevoͤlkerung unter einander nothwendig ſei, daß einer 


ſolchen Verheirathung zwiſchen Chriſten und Juden aber auch 


bei erfolgter Emancipation immer Hinderniſſe entgegentreten und 
ſomit der Zweck der Emancipation, die Nationaliſirung der Ju⸗ 
den in dieſer Hinſicht, nicht erreicht werden wuͤrde. 

Man gerieth hierdurch auf das Gebiet der kirchlichen Fragen 
und konnte dieſen Geſichtspunkt um ſo eher voruͤbergehen laſſen, 
als es ſich hier um Abaͤnderung von Beſtimmungen handelte, 
welche die bürgerliche Geſetzgebung auch in Bezug auf die Ver: 


Reform) erreicht. Dieſe Meinung iſt durchaus irrig und falſch. Der Tal- 
mud iſt vielmehr, wiewohl er das Judenthum mit gar vielen, heute größ- 
tentheils nicht mehr paſſenden Ceremonien umzäunt hat, als ein Fortſchritt 
in der Ausbildung der jüdiſchen Religion zu betrachten, indem er einer- 
ſeits manche für die ſpätern Zuſtände des Judenthums nicht mehr paf- 
ſende Gebote und Beſtimmungen aufhob, andererſeits dieſelben umgeſtaltete. 
Sie ſprechen aus, daß ſelbſt von einer Synode nur die vielen darin ent— 
haltenen, in die Gegenwart nicht mehr gehörenden Ceremonien, ſo wie 
einzelne Irrlehren, verbannt werden würden, leinesweges aber der ganze 
Talmud zu verwerfen fein werde. 

Doch dieſes gehört in die Frage einer kirchlichen Reform und wir ge— 
denken dieſer Umſtände nur deswegen, weil grade der kirchliche Standpunkt 
als ein weſentliches Hinderniß der Emancipation auch von den Ständen 
vielſach betrachtet worden iſt, beide Fragen alſo zu einander in einer gewiſſen 
Wechſelbeziehung ſtehen. 


a 


— 


haͤltniſſe der Chriſten zum Gegenſtaͤnde machen muͤßte, was den 
Antrag der Petenten nicht beruͤhrt. 

Ungeachtet gleich beim Beginnen der Debatten ein Abgeord— 
neter des Ritterſtandes erklaͤrt hatte, wie der 7. rheiniſche Land— 
tag bereits denſelben Antrag geſtellt habe, der vom Ausſchuſſe 
geſtellt worden war, und wie der Landtagsabſchied hierauf den 
Beſcheid gegeben habe, daß der Antrag erwogen werden ſolle, es 
alſo der beſtehenden Verfaſſung nicht entſpreche jetzt darauf zu— 
ruͤckzukommen, da diesfalls keine neuen Momente vorlaͤgen, fo 
ſchritt man nach dieſen Eroͤrterungen dennoch zur Abſtimmung. 

Zunaͤchſt galt dieſe der Frage: 

Soll Se. Majeftät gebeten werden, das Napoleon; 
ſche Deeret vom 11. Maͤrz 1808 auf der linken 
Rheinſeite vollſtaͤndig aufzuheben? 
und dieſe Frage wurde durch Aufſtehen mit großer Mehrheit be— 
jaht. In Bezug auf die zweite Frage: 
Soll Se. Majeſtaͤt gebeten werden, den Juden 
gleiche politiſche und buͤrgerliche Rechte mit allen 
uͤbrigen Unterthanen zu bewilligen? 
entſchieden ſich 56 bejahende gegen 16 verneinende Stim⸗ 
men und beide Antraͤge wurden demnach zur Petition erhoben, 
welche an die Stufen des Thrones gelangen ſollte. 

So rechtfertigten die rheiniſchen Stände das Vertrauen, mit 
welchem die gerechte, die gute Sache auf ihre Verhandlungen 
blickte und in der That konnte man nicht erwarten, daß die Rhein⸗ 
laͤnder, mit ihrem Herzen voll Waͤrme fuͤr alle Lebensfragen 
der Zeit, anders auftreten, ſich anders enſcheiden würde, als ſie auf— 
getreten ſind und ſich entſchieden haben. Welchen Ausgang im— 
mer die Sache nehmen moͤge, — und wir wuͤnſchen, wir hoffen, 
daß es ein guter, ein gerechter fei, — fo kann man in Bezug 
auf die rheiniſchen Staͤnde, ſelbſt wenn deren Antrag ni die 
gewuͤnſchte Folge haben ſollte, doch ausrufen: 
vitrix res Diis placuit, sed victa Catoni. 


c. Sachſen. 


Gegenuͤber dieſem hoͤchſt guͤnſtigen Reſultate wenden wir 
uns nun zu einem der entgegengeſetzten Art und zwar in ei— 
ner Provinz, welche ſich doch in mancher andern Hinſicht als 
die Vertreterin des Fortſchrittes ſo gern betrachtet wiſſen will. In 
andern Provinzen waren der angeſehenſten Staͤdten viele oder 
doch mehrere mit Petitionen den verſammelten Staͤnden genaht, 
welche den fraglichen Gegenſtand vor Augen hatten; in der Pro— 
vinz Sachſen gab ſich nur eine einzige fuͤr denſelben kund und 
wenn auch eine gewichtige, doch immer nur eine, die der Pro; 
vinzial- Hauptſtadt. Sachen, welches den Namen des proteſtanti— 
ſchen in der Geſchichte fuͤhrt, legte demnach nur ein ſchwaches 
Proteſt ein gegen eine Unbilligkeit, gegen ein Verfahren, welches 
man in anderen Provinzen, durch allgemeineren Proteſt, als unſe— 
rer Zeit und ihren Anforderungen völlig unangemeſſen zu characte, 
riſiren ſich beſtrebte. 

Merkwuͤrdig! Sollten die Sympathien der Hauptſtadt der 
Provinz für Menſchenrechte wirklich fo iſolirt ſtehen, als es ſich 
durch dieſe Thatſache verkuͤndet? ſoll die Hauptſtadt der Provinz 

allein das Verdienſt haben, die Vertreterin des Fortſchrittes zu 
ſein und alle uͤbrigen Staͤdte des Provinzialverbandes theilnahms— 
los voruͤbergegangen ſein an einer Frage, welche in den uͤbrigen 
Provinzen auch außerhalb der Hauptſtadt ſo vielſeitigen Anklang 
gefunden hat? — Oder ſind die Intereſſen der Provinz Sachſen 
anderer Art, haben ſich in ihr die Verhaͤltniſſe anders geſtaltet 
und iſt die Erſcheinung, welcher durch den Antrag Abhilfe 
werden ſoll, nur in der Hauptſtadt der Provinz vorhanden und 
hervortretend und in den uͤbrigen ſtaͤdtiſchen Gemeinden als Et— 
was zu betrachten, was dereinſt geweſen und nicht mehr iſt, 
uͤber das die Geſchichte bereits ihren verhuͤllenden Schleier 
deckt, oder es als ein Factum betrachtet, uͤber das ſie, wie uͤber 
Alles was ihr angehoͤrt, nur ihr Urtheil zu ſprechen und es in 
ſeinem Werden und Verenden zu beleuchten hat? Iſt das Bei— 
ſpiel des gleichnamigen Koͤnigreichs nicht zur Kunde der Provinz 
gelangt? haben die auf den Landtagen des Jahres 1843 erſcholle⸗ 
nen Stimmen nicht ihr Ohr beruͤhrt? 
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Doch dieſes Alles trifft nur die Provinz und nicht die Pros 
vinzial⸗Hauptſtadt. Sie allein theilte die Sympathien der uͤbri⸗ 
gen Provinzen und ihre, die einzigen, Antraͤge lauteten: 

a) auf die buͤrgerliche Gleichſtellung der Juden mit 
den Chriſten; 

eventualiter jedoch 

b) auf Reviſion der Geſetzgebung uͤber die Juden, 
welche bisher in den verſchiedenen Provinzen ver— 
ſchieden ſtattgefunden hat, und moͤglichſte Ueber— 
einſtimmung dieſer Geſetzgebung in allen Pro— 
vinzen. 

Wir duͤrfen es uns nicht verhehlen, daß dieſer Eventual— 
Antrag ſehr ſchwankend und unbeſtimmt gehalten iſt, daß der 
Geſetzgeber aus ihm ſelbſt noch weniger einen Maßſtab der An— 
forderungen an das Geſetz entnehmen kann, wie aus dem Ans 
trage des Ausſchuſſes in der Provinz Brandenburg. Im Falle 
nun der Principalantrag nicht durch Stimmenmehrheit zur Pe— 
tition erhoben wuͤrde und der Schlußantrag in der beantragten 
Form durchginge, ſo ließe ſich aus ihm in ſeiner obigen Faſſung 
eben ſo gut eine Beſchraͤnkung als eine Erweiterung folgern und 
es bliebe dem Geſetzgeber anheimgeſtellt, welches von beiden ein— 
treten ſolle, wenn nur der Bitte um Reviſion uͤberhaupt Genuͤge 
geleiſtet wird. 

Wir deuten dieſes nur an und gehen zu den Verhandlungen 
ſelbſt uͤber. Wenn ſich in der Provinz ſelbſt ſo wenig Sympa— 
pathien fuͤr eine Sache kundgeben, ſo laͤßt ſich eine groͤßere Theil— 
nahme der Vertreter der Provinz fuͤr dieſelbe ſchon von Hauſe 
aus nicht erwarten und in der That iſt das Ergebniß eines An— 
trages ſchon einigermaßen mit Gewißheit im Voraus zu beurtheilen, 
wenn ſchon von Hauſe kein Intereſſe fuͤr denſelben ſich kund giebt. 

Die Debatten hatten darum keinesweges die Lebhaftigkeit der 
Debatten anderer Provinzen und nur das contra, nicht aber das 
pro fuͤr den Antrag wurde mit Waͤrme vertheidigt. Die Haupt⸗ 
angriffe waren gegen den sub a) geſtellten Principalantrag gerich— 
tet und hierbei waren es wiederum die kirchlichen Ruͤckſichten, 
welche ſich das Uebergewicht uͤber die rechtlichen zu verſchaffen 
wußten. 

Man machte geltend, daß aus der Emancipation der Juden 
nothwendigerweiſe einr Befaͤhigung derſelben zur Uebernahme von 
Staatsaͤmtern folgen und eintreten wuͤrde, daß aber 


die Juden, ihrer Religion wegen zu den meiſten Staatsaͤmtern 
nicht qualificirt waͤren, indem ſie, anderer Bedingungen nicht 
zu gedenken, keine Eide abnehmen können *). 


) Wir können nicht umhin, auf das Ungegründete einer ſolchen Be⸗ 
hauptung anfmerkſam zu machen. Die Qualification des Staatsbeamten 
wird nicht, wie wir ſchon früher bemerkt, durch die religiöſe Ueberzeugung 
deſſelben begründet, die ja ohnehin im Innern eine von dem kirchlichen Dog- 
ma abweichende fein kann, wenigſtens iſt dies möglich und wohl auch fac— 
tiſch, obwohl den Beweis zu führen ſchwer werden dürfte, ſondern einzig und 
allein durch ſeine Kenntniße und die damit zuſammenhängende Befähigung. 
Wo dieſe ſtattfindet, da iſt die conſeſſionelle, die kirchliche Frage eine Neben» 
frage, die nur inſoweit berückſichtigt wird, als der betreffende Beamte an der 
Bearbeitung der kirchlichen oder confeſſionellen Angelegenheiten Antheil zu 
nehmen hat. Ob dieſe Beamten grade die meiſten ſind, wollen wir weder 
bejahen noch verneinen, obgleich wir letzteres mit Fug und Recht wohl könn⸗ 
ten. Sind dieſem zufolge die Juden zu ben meiſten Staatsämtern nicht 
qualificirt, fo kann man ihre Qualification doch zu den wenigen übrig blei⸗ 
benden nicht in Abrede ſtellen, bei denen dieſe Bedingungen nicht eintreten. 
Zu welchen Staatsamtern fie demnach qualificirt find, iſt eine andere Frage; 
der Ausſchluß zeigt ſich als nothwendig ſchon durch die Beſtimmungen und 
Bedingungen des Amtes ſelbſt und kein Jude wird verlangen in einer Branche 
zu arbeiten, in welche er, feiner religiöfen Ueberzeugung gemäß, nicht eintreten 
kann. Man ſpreche nur die Qualification überhaupt aus und dem Rechte 
iſt ein Genüge geſchehen. So wenig wie ein katholiſcher Conſiſtorialrath in 
einem evangeliſchen Conſiſtorium Sitz und Stimme haben kann, ſo und noch 
weniger kann dies natürlich ein jüdiſcher; aber wohl Oberförſter, Bergrath, 
Profeſſor (der Medicin, der Philoſophie, des Rechts, nur nicht der chriſtlichen 
Theologie) Steuerinſpektor, ſelbſt Richter kann er ſein, indem hierbei jene 
Rückſichten fortfallen. Selbſt Richter haben wir geſagt. Und warum nicht? 
Haben dann doch alle Bürger ein Recht, das Allgemeine Landrecht, und an 
ein beſonderes Judenrecht iſt dann nicht zu denken. Gegen Mißbrauch ſchützt 
ſich aber das Geſetz ſelbſt. Inwiefern hierbei die Eidesabnahme zu berück⸗ 
ſichtigen iſt, bleibt eine andere Frage; aber unſers Bedünkens iſt das her⸗ 
vorgehobene Moment kein fo weſentliches, indem ſich ihm ja leicht durch De- 
legation in dieſer Beziehung abhelfen läßt. Uebrigens ſollten wir meinen, 
daß es ſich, genau genommen, gleich bleibt, ob wir den Eid zu Händen eines 
Chriſten oder Juden ableiſten, wenn er nur mit der ihm gebührenden Feier⸗ 
lichkeit abgenommen wird; denn die Folgen des Meineides treffen immer den, 
der den Eid leiſtet und nicht den, der ihn abnimmt. Oder ſollte vielleicht 
der Fall nicht eintreten, daß einem Schwörenden evangeliſcher Confeſſion 
der Eid von einem katholiſchen Richter abgenommen wird, oder umgekehrt? 


> 


Einen andern Zuruͤckweiſungsgrund wollte man aus der Ger 
fahr erkennen, welchen die Niederlaſſung der Juden an und für 
ſich fuͤr die Communen erzeugt habe, noch mehr aber erzeugen 
werde, wenn die Emancipation zum Geſetz erhoben werden 
möchte. Man führt deshalb an, daß in practifcher (2) Hinſicht 
die erheblichſten Bedenken entgegenſtehen, was ſchon dadurch be— 
wieſen werde, daß diejenigen Provinzen, in welchen die Nieder 
laſſung der Juden nicht geſtattet ſei, ſich in dieſer Hinſicht beſſer 
befaͤnden, als andere und diejenigen, in welchen die Beſchraͤnkung 
nicht Platz greift und die daher nichts weniger als eine Gleich— 
ſtellung der Juden mit der chriſtlichen Bevölkerung wuͤnſchen “). 
Ein dritter Grund, der ſich fuͤr die Zuruͤckweiſung geltend 

machte, betraf die religioͤſe Abgeſchloſſenheit der Juden und die 
Eigenthuͤmlichkeit ihres Cultus. Obwohl man in demſelben keine 
Gefahr für das Princip des Chriſtenthums nachzuweiſen vermocht 
hatte, ſo behauptete man doch: 

daß man ſich, ſo lange ſich die Juden, der chriſtlichen Bevoͤl— 

kerung gegenuͤber, vermoͤge ihrer Einrichtungen ſo abſchloͤſſen, 

wie bisher und gleichſam einen Staat im Staate bildeten, ſelbſt 

aus Humanitaͤtsruͤckſichten, nicht verleiten laſſen duͤrfe, ihnen 

mehr Zugeſtaͤndniße zu machen. 

Daß Humanitaͤtsruͤckſichten hierbei die geringſten Nüchfichten 

ſind, iſt bereits von uns ſattſam bemerkt; aber wenn die Huma— 


und doch find die Nebenformen dir Eidesnorm für beide Confeſſionen ver- 
ſchieden. 

*) Woher wußten dieſes die ſächſiſchen Landſtände? Uns iſt nicht 
bekannt, daß eine Provinz des preußiſchen Staates die Niederlaſſung der 
Juden nicht geftattet. Da nun auf dieſe Weiſe die Prämiſſe ſalſch iſt, ſo iſt 
nach logiſchen Geſetzen der ganze Schluß ein unrichtiger und überhaupt der 
ganze angeführte Grund eine Behauptung, die ſich auf keinen beſtimmten Be- 
weis ſtützt, der gerade hier am Nothwendigſten wäre, wo es ſich um Gegen- 
ſtände handelt, welche aus Rückſichten der Landesöconomie oder der Natlo⸗ 
nalwohlfahrt hergeleitet werden. Daß es Provinzen geben ſoll, welche aus 
provinziellen Rückſichten die bürgerliche Gleichſtellung der Juden nicht wün⸗ 
ſchen, iſt eben fo unhaltbar, denn von allen Provinzen des Staates iſt auch 
nicht eine, welche nicht Anträge darauf den verſammelten Ständen eingereicht 
hat, und in den meiſten derſelben ſind die Stimmen dafür zahlreicher erklun⸗ 
gen und hat ſich die Verſammlung der Stände dafür theilnehmender erwieſen, 
als in Sachſen. 


nitaͤtsruͤckſichten den kirchlichen und conmerciellen Nückfichten wei; 

chen ſollen, das widerſtreitet ſelbſt dem Beiſpiele vom barmber— 

zigen Samariter. — Wichtiger und in jeder Beziehung beruͤckſich⸗ 

tigungswerth waͤre ein vierter Grund allerdings, nemlich der, 
daß eine ſolche Maßregel die gewiß nicht wuͤnſchenswerthe Ue— 
berſiedelung aus dem benachbarten, mit Juden uͤberfuͤllten Aus— 
lande zur Folge haben würde, 

Doch auch dagegen giebt es wirkſame Mittel und ein ſolches 
haben z. B. die Staͤnde Preußens darin erkannt, daß die Eman— 
cipation ſich lediglich auf diejenigen juͤdiſchen Bewohner des Staa— 
tes erſtrecken ſoll, welche zur Zeit der Emanation des Geſetzes 
bereits ihr Domieil in demſelben haben *). 

Waͤhrend ſich die Entgegenſtellungen auf den Antrag sub a) 
beziehen und ſich aus ihnen ſchon das Schickſal deſſelben bei der 
Abſtimmung beſtimmen läßt, fo war doch noch der Antrag sub b) 
in Betrachtung zu ziehen. Ungeachtet ſeiner am Eingange der 
Verhandlungen der Provinz Sachſen aufgedeckten Maͤngel, fand 
er doch nicht minderen Widerſtand, als der Principalantrag ſelbſt, 
denn die Verſammlung erkannte oder fuͤrchtete, daß auch deſſen 
Gewaͤhrung eine mehr oder mindere Gleichſtellung der Juden mit 
der chriſtlichen Bevoͤlkerung herbeifuͤhren moͤchte. Dazu aber ſcheint 
es in der Provinz Sachſen noch zu fruͤh zu ſein, denn nur dadurch 
erklaͤrt ſich mit das uͤberraſchende Reſultat, daß von ſaͤmmtlichen 


) Es drängen ſich uns hierbei unwillkürlich manche Betrachtun⸗ 
gen auf, welche auf den erſten Anblick für dieſen Grund zu ſprechen ſchei⸗ 
nen, aber genauer erwogen ebenfalls nicht haltbar befunden werden. Na- 
türlich würden ſich bei Freizügigkeit, die nur durch die Communen ſelbſt be⸗ 
ſchränkt wäre, alle jüdiſchen Glaubensgenoſſen dahin zu wenden und dort 
niederzulaſſen ſuchen, wo ihnen politiſche Gleichſtellung und dadurch Erweite— 
rung ihrer Rechte zu Theil geworden iſt. So lange alſo eine Emancipation 
der Juden nicht allgemein ausgeſprochen iſt, hat der Staat zur Wahrung 
der Rechte feiner übrigen Mitglieder ſogar die Verpflichtung, die Emaneipa⸗ 
tion nur in Bezug auf die bisher dem Staate angehörigen Juden auszu- 
dehnen; iſt die Emaneipation jedoch eine allgemeine, jo kann dieſe Beſchrän⸗ 
kung nicht mehr Platz greifen, denn Jeder wird bei gleichen Rechten fein Do⸗ 
micil in dem Lande auſſchlagen, welches ihm Erwerbsquellen ſichert, eine 
Sicherung, welche bei Ueberfüllung nicht mehr ſtattfindet. Dieſe iſt aber bei 
gleichen Rechten auch nicht zu befürchten, vielmehr eine gleichmäßige Verthei⸗ 
lung über die verſchiedenen Länder zu erwarten. 


— uw — 


Mitgliedern der zahlreichen Verſammlung ſich nur 4 Stimmen für 
beide Antraͤge herausſtellten, alſo 62 Stimmen gegen dieſelben 
ſich ausſprachen und ſtimmten. 


d. Preußen. 


Trotz der kühlen Hauche, die das Leben der Natur mehr durch, 
wehen, als in dem ſuͤdlichen Sachſen, iſt das Leben, das Herz 
des Menſchen daſelbſt waͤrmer als hier, es ſchlaͤgt lauter fuͤr die 
Rechte der Menſchheit und nimmt aufrichtigen Antheil an allen Le— 
bensfragen, furchtlos und ungeſcheut. Dieſe Waͤrme ſprach ſich 
ſchon in den zahlreichen Petitionen aus welche der Verſammlung 
der Staͤnde in Bezug auf 

völlige politiſche und bürgerliche Gleichſtellung der 
Juden und der Chriſten 
vorlagen. 

Wie in der Provinz Brandenburg knuͤpfte der vorberathende 
Ausſchuß feine Anträge zunaͤchſt an eine Darlegung der verſchie— 
denen, gegenwaͤrtig in der Provinz giltigen Geſetzgebung in Be— 
zug auf die Verhaͤltniße der Juden. Im Allgemeinen ſchließt ſich 
dieſelbe an die in der Provinz Brandenburg beſtehende inſofern 
an, als neben dem Geſetze vom 11. Maͤrz 1812, welches alle im 
preußiſchen Staate mit General-Privilegien verſehenen Juden 
und deren Familien fuͤr Inlaͤnder und preußiſche Staatsbuͤrger 
erklaͤrt, noch eine Menge von einzelnen Beſtimmungen in den ſeit 
1815 hinzugetretenen neuen Gebietstheilen Geltung hatten. 

Die Cabinetsorder vom 30. Auguſt 1916 verordnete nun, 
daß die Verhaͤltniße der in den neuerworbenen Provinzen ſich 
befindenden Juden in der Lage, in welcher fie bei der Occupation 
angetroffen wuͤrden, ferner und ſo lange zu belaſſen ſeien, bis die 
neuern allgemeinen Beſtimmungen deshalb ein Anderes einfuͤhren 
wuͤrden. 

Dadurch, bemerkt der Referent des Ausſchußes, beſtehen 
jetzt in Folge deſſen zwanzig und mehr Juden Verfaſſungen und 
da die neu acquirirten Landestheile, ihrer geographiſchen Lage nach, 
mitunter an mehrere Provinzen vertheilt find, auch die Geſetzge— 


gebung im Allgemeinen mit der Landesheerſchaft gewechſelt hat, 
ſo trifft es ſich jetzt wohl, daß in den einzelnen Provinzen der 
preußiſchen Monarchie ſeit dem Jahre 1816 drei, vier, ja ſelbſt 
ſechs verſchiedene Juden-Verfaſſungen beſtehen und nach eben ſo 
vielen, zum Theil ſehr verſchiedenen Geſetzgebungen die Rechts 
verhaͤltniße der Juden beurtheilt werden und werden muͤſſen. 

Dieſe Betrachtung, ſagt der Referent weiter, giebt die Ueber— 
zeugung, daß der Rechtszuſtand der Juden im preußiſchen Staate 
dem Geiſte der Geſetzgebung, welcher das Ediet vom 11. März 
1811 ins Leben rief, nicht entſpricht, und geaͤndert werden muͤſſe, 
wenn es der allgemeinen Wohlfahrt, wie es in den Eingangswor— 
ten des Edicts heißt, angemeſſen fein foll. 

In Folge dieſer Erwägungen ſtellte der Ausſchuß nun zu— 
naͤchſt den Antrag: 

den Juden, welche einmal Mitglieder des preußiſchen 
Staates ſind, allle diejenigen buͤrgerlichen und po— 
litiſchen Rechte einzuräumen, deren die chriſtlichen 
Staatsbürger theilhaftig find und hiervon allein 
das Recht der Theilnahme an der Verwaltung der 
Kirchen- und Schulangelegenheiten der Chriſten aus— 
zunehmen. 

Der letzte Theil des Antrags, der die einzige Ausnahme feſt— 
ſtellt, welche bei der politiſchen Gleichſtellung noch gemacht wer— 
den muß, verſtand ſich im Grunde von ſelbſt; allein es duͤrfte dem 
Ausſchuße, welcher wohl vom kirchlichen Standpunkte aus Ein: 
wendungen erwartet haben mochte, wuͤnſchenswerth erſchienen 
ſein, demſelben durch jenen Beiſatz von vorn herein entgegenzutre— 
ten, dadurch aber die Rechte der Kirche und der Schule ausdruͤck— 
lich in ihrem jetzigen Umfange zu wahren. Dies iſt geſchehen 
und beide Parteien konnten ſich fuͤglich mit dem Antrage zufrie— 
den erklaͤren, welcher das religtoͤſe Gebiet von dem politiſchen 
beſtimmt trennte und nur fuͤr dieſes ſeine Anforderungen geltend 
machte. 

Der Ausſchuß gruͤndete ſeinen Antrag im Weſentlichen auf 
folgende unterſtuͤtzende Darlegungen, welche in ihren Grund— 
zuͤgen mit denjenigen uͤbereinſtimmen, uͤber die wir uns im Bis— 
herigen bereits ausgeſprochen haben. 

Der oberſte Zweck des Staates iſt der allgemeine Rechtsſchutz, 
zu welchem auch der Schutz der Gewiſſensfreiheit gehoͤrt. Die— 
ſer Schutz wird demjenigen verſagt, welchem ſeines Glaubens 


wegen, gewiſſe Rechte vorenthalten werden, indem derſelbe, um 
dieſer Rechte theilhaftig zu werden, dazu gezwungen wird, ſeinen 
Glauben zu ändern *). 


) Anm. Wenn man auch auf Treu und Glauben annehmen muß, 
daß der Proſelyt nur der Stimme ſeines Innern, einer andern in ihm wach 
gewordenen Ueberzeugung gehorche, indem er das bisherige kirchliche Glaubens 
bekenntniß mit einem andern vertauſcht, ſo ſpricht doch die Erfahrung dafür, 
daß in ſehr vielen Fällen nicht die geänderte Ueberzeugung, ſondern materielle 
Beweggründe die Veranlaſſung zum Uebertritt find. Vom moraliſchen Stand— 
punkte aus iſt daher die Geſetzgebung, welche mit dahin wirkt, daß die Sache 
des Gewiſſens ſich vor materiellen Rückſichten beugen muß, keinesweges zu billi— 
gen. Man ſagt: Die Juden leben rein vom Handel; nur wenige treiben Gewerbe 
und noch weniger Ackerbau. Was iſt zum Theil mit Schuld daran? Die 
Beſchränkung, welcher ſie in allen andern höhern Branchen dadurch unter— 
terworfen find, daß ſie in Colliſion mit den Staatsgeſetzen zu kommen fürch⸗ 
ten müſſen, welche eine Anerkennung ihres Wirkungskreiſes als eines amt- 
lichen verweigern, wenigſtens dabei ſolche Schwierigkeiten machen, daß dieſel⸗ 
ben von vorn herein zurückſchrecken. Wir wollen nur auf die Beſchäftigun⸗ 
gen zurückgehen, welche eine höhere wiſſenſchaftliche oder techniſche Ausbil- 
dung erfordern und die nicht gerade ausſchließlich dem Privatverkehr zuge⸗ 
wendet, ſondern auf öffentliche Functionen mit angewieſen ſind, in welchen 
die Anerkennung des Staats Bedingung des Wirkens iſt. Der Baumeiſter 
3. B. befindet ſich in einer ſolchen Lage und mit ihm eine nicht geringe An- 
zahl anderer, gleicher Bildungseategorie angehörender Branchen. Treibt ihn 
die Neigung zu einem ſolchen Berufe und will er die Früchte deſſelben in 
ihrem ganzen Umfange erndten, fo muß er das Band löfen, welches ihn bis⸗ 
her an die Familie und Alles was damit zuſammenhängt, kettete, muß es lö— 
ſen, ſeines materiellen Wohles willen, gleichviel ob aus Ueberzeugung oder nur 
der Form, dem Scheine nach, der nach Außen beſteht. Der Culturzuſtand 
der Juden ſoll ſich heben; wie kann dieſes unter ſolchen Bedingungen ge⸗ 
ſchehen? Der Jude ſoll nicht nur dem Handel, er ſoll auch der Induſtrie, 
den Gewerken leben, ſoll ſich dem Ackerbau anſchließen und — er iſt Hand- 
werker und beſitzt nicht das Recht des chriſtlichen Handwerkers, in der Com- 
mune Vertretung zu üben; er iſt der Grundbeſitzer und darf ſich bloß an dem 
Beſitze nicht auch an dem aus ihm herfließenden Rechte erfreuen. Was hilft 
es, daß die Erwerbung von Grundeigenthum geſtattet iſt; die Art und Weiſe, 
in welcher Geſtattung gewährt wurde, iſt nicht im Stande, die Juden den ma- 
teriellen Rückſichten zu entfremden, die ihnen fo ſehr zum Vorwurfe gemacht 
werden, fie für höhere, reinere Rückſichten zu gewinnen und ihren Eulturzus 
ſtand überhaupt zu fördern. Mit der Emancipation iſt dem Staate, der 
Kirche und den Juden gedient. 
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Wie wenig eine folche, meiſt nur formelle Aenderung des Glau— 
bens in Betracht zu ziehen ſei, erkannte der Ausſchuß an. Da es dem 
Staate, — und ſelbſt der Kirche, fuͤgen wir hinzu, — unmoͤglich 
iſt, die Geſinnungen der Einzelnen zu erforſchen, ſo muß er ſich 
mit der bloßen Bekenntnißſormel begnügen. Wenn aber ein Jude 
ſich der verlangten Bekenntnißformel unterwirft, fo bleibter, — wer 
nigſtens in vielen Fällen durch eine reservatio mentalis, — in ſei⸗ 
nem Innern gewiß noch ein Jude, was aber der Kirche Feines 
weges zum Vortheile gereichen, vielmehr bloß ſchaden kann. 

Wahrſcheinlich hat man nicht ohne Abſicht die kirchlichen 
Verhaͤltniſſe und Forderungen an die Spitze der Vertheidigung 
geſtellt, weil man fie zuvoͤrderſt zu beſeitigen oder beſchwichtigen 
zu muͤſſen glaubte, ehe man die Erörterung auf das rein politiſche 
Feld brachte. War in dieſer Hinſicht der Widerſtand beſeitigt, 
ſo fiel es nicht ſchwer, auch die Einwendungen zu widerlegen, 
welche die Politik gegen den Antrag hätte machen koͤnnen. 

Zunaͤchſt waren es die faktiſch feſtſtehenden Verhaͤltniſſe ſolcher 
Lander, in denen auch der Jude politiſch freier Bürger iſt, auf 
welche man hinwies. Man zeigte, wie das Beiſpiel dieſer Länder, 
darunter Frankreich, Holland, Belgien und zum Theil auch Eng— 
land, beweiſe, daß es dem Gemeindewohl des Staates durchaus 
entſpreche, daß derſelbe alle innerhalb des Kreiſes ſeiner Untertha— 
nen ſich entwickelnden edlen Kraͤfte, auch die der Juden, zum 
Triebwerke des Ganzen heranziehen und mitwirken laſſe. 

Hieran knuͤpfte ſich die Anforderung des Rechts. Man be— 
merkte, wie den Pflichten jedes Staatsbuͤrgers auch deſſen Rechte 
entſprechen muͤſſen, wie an den Einrichtungen des Staates und 
ſeinen Vortheilen jeder Buͤrger in ſoweit Antheil zu nehmen habe, 
als er zu den Koſten und Laſten beitrage. Da nun aber die 
Juden gegen den Staat alle Pflichten erfuͤllen, welche von den 
chriſtlichen Staatsbuͤrgern erfüllt werden, fo ſeien fie auch be; 
rechtigt, zu fordern, daß ihnen alle Rechte der Letzteren eingeräumt 
wuͤrden. 

So der Ausſchuß. Die Verſammlung ſtimmte in letzter 
Beziehung zwar bei und verkannte nicht die Berechtigung; allein 
von mehreren Seiten wurde dieſen Motiven die Nückficht auf 
den Glauben und das Ritualgeſetz der Juden und deren Ge— 
genſaͤtze zu der auf chriſtlichen, — wir ſagen kirchlichen, um das 
Chriſtenthum von einem Vorwurfe zu befreien, den es nicht vor; 
dient, — Principien beruhenden Geſetzgebung des Staates ent 


gegengeftellt. Von der andern Seite trat man den Anfichten des 
Ausſchuſſes bei und bemühte ſich, denſelben Eingang zu verſchaf— 
ſen; aber jenes Princip behielt die Oberhand. 

Mit einer Majoritaͤt von 57 gegen 30 Stimmen beſchloß 
der Landtag, den Antrag 

auf voͤllige Emaneipatin der Juden 

zu verwerfen. Indeſſen war man von der Nothwendigkeit einer 
Reform der gegenwärtigen Verhaͤltniſſe im Geiſte der Zeit und 
ihrer Fortſchritte zu ſehr durchdrungen, als daß man die Sache 
mit dieſer Verwerfung haͤtte abgemacht ſein laſſen koͤnnen. Die 
waͤhrend der Debatten vorgebrachten Anregungen hatten eine 
Ueberſicht über diejenigen Punkte gewaͤhrt, welche in der Geſetz— 
gebung uͤber die Verhaͤltniſſe der Juden einer Reform bedurften. 
In Ruͤckſicht darauf, daß das Geſetz vom 11. Maͤrz 1812 auf 
einer liberalen Baſis ruht, kam man, auf daſſelbe zuruͤckgehend, 
uͤber folgende ergaͤnzende und abaͤndernde Beſtimmungen uͤberein, 
welche einſtimmig von dem Landtage angenommen wurden: 

Man beantragte: 

1) das Geſetz vom 11. März 1812 auf alle im preu— 
ßiſchen Staate gebornen Juden auszudehnen, mit 
Ausnahme derjenigen in den weſtlichen Provinzen 
des Staates, welche ſich bereits im Genuſſe groͤße— 

rer Rechte befinden. 

Dadurch begegnete man einerſeits der Zerriſſenheit der Ge— 
ſetzgebung, andrerſeits aber wurden dadurch die Beſchraͤnkungen 
aufgehoben, welche ſpaͤtere Verfuͤgungen in die liberale Baſis der— 
ſelben hineingetragen hatten. Daran reihte man: 

2) Die Bitte, dieſem Geſetze gemaͤß ihre Zulaſſung 
zu akademiſchen Lehr- und Schulaͤmtern zu geſtat— 
ten, da die gleichzeitige Ausſchließung von ſolchen 
Aemtern der gedachten Art, welche zu verwalten 
ihr Glaube fie verhindert, ſchon in der Natur der 
Sache ſelbſt liegt, 

was bisher ebenfalls aus kirchlichen Ruͤckſichten nicht geſtattet ge 
weſen war. Schon aus dem Grunde, daß durch die ſeitherige 
Beſchraͤnkung dem Öffentlichen Erziehungsweſen manches als emi— 
nent anerkannte Talent entzogen worden war, würde die allge, 
meine Bildung und dadurch der Staat ſelbſt nur Vortheile von 
einer ſolchen Beſtimmung haben. Den von der Uebertragung ei— 
nes Öffentlichen Lehramts an „einen. jüdischen Glaubensgenoſſen 
A 


— 


etwa befuͤrchteten Mißbrauch hindert das Auffichtsrecht des Staa— 
tes ſelbſt, andererſeits aber auch das Zuſammenwirken mit der 
vielfach uͤberwiegenden Anzahl chriſtlicher Collegen. Denn, wie 
jetzt ſchon auf Univerfitäten die confeſſionelle Paritaͤt der Docenten 
Gegenſtand der ſtaͤndiſchen Beruͤckſichtigung geworden iſt, fo wiirde 
auch dann eine verhaͤltnißmaͤßige Vertheilung derſelben unter die 
verſchiedenen Glaubensbekenntniſſe nicht aus den Augen gelaſſen 
werden und dieſes ſchon vor dem Uebergreifen der aufgenommenen 
Partei bewahren. 

Indeſſen iſt damit nur der Weg angebahnt und nicht bloß 
für das Lehramt, ſondern auch für die ubrigen öffentlichen Be 
dienungen glaubte man die Zulaſſung der Juden anſprechen zu 
muͤſſen. Dieſes lag offenbar nicht nur im Geiſte des Geſetzes 
von 1812, ſondern ſelbſt in deſſen Wortinhalt, indem daſſelbe ſich 
in §. 8. ausdruͤcklich vorbehaͤlt, wegen der Zulaſſung der Juden 
zu oͤffentlichen Bedienungen noch beſondere Beſtimmungen zu er— 
laſſen. Daher wurde 

3) um Erlaß dieſer Beſtimmungen auf Grund des 
§. 8. des Geſetzes vom 11. Maͤrz 1812 
gebeten. 

Nicht minder wichtig als dieſe Beſtimmung uͤber die mit 
Juden zu beſetzenden Staatsaͤmter uͤberhaupt, erſchien dem Land— 
tag auch die Regulirung der Verhaͤltniſſe, in welchen ſich die juͤ— 
diſche Kirche und Schule dem Staate gegenüber befindet. Bisher 
ſind dieſelben nur als erlaubte Privatgeſellſchaften betrachtet und 
behandelt worden, und man fand es fuͤr dringend nothwendig, 
den Juden auch in dieſer Hinſicht die Vortheile zuzufuͤhren, 
welche der chriſtlichen Bevoͤlkerung aus der Oberaufſicht des Staa: 
tes erwachſen, indem nur dadurch Ordnung in dieſe Anſtalten 
kommen und den Juden eine angemeſſene Erziehung nebſt gehoͤ— 
rigem Unterricht in ihrer Religion geſichert werden kann. 

Das Geſetz von 1812 hatte dies bereits ebenfalls in Erwaͤ— 
gung gezogen und ſich in $. 39. Beſtimmungen wegen des kirchli— 
chen Zuſtandes und der Verbeſſerung des Unterrichts der Juden 
vorbehalten. Der Landtag glaubte daher den Antrag: 

4) auf Edirung dieſer verheißenen Beſtimmungen 
richten zu muͤſſen.“) 


„) Eine Petition, welche die Verpflichtung des Staates zur Beaufſich⸗ 
tiggun der kirchlichen Angelegenheiten der Juden zum Gegenſtande hatte, war 


Dagegen wurde die Beſtimmung des Gefeßes von 1812, 
wonach es in Bezug auf die Glaubwuͤrdigkeit der Juden in al— 
len Criminalſachen und auf die Verpflichtung zum Eide, bei der 
in der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Thl. I. Tit. 10. F. 352. und 
in der Criminal-Ordnung F. 335. No. 7. und §. 357. No. 8. ent 
haltenen Beſtimmung verbleiben ſoll, daß kein Jude, in den da— 
ſelbſt namhaft gemachten Criminalfaͤllen, zur Ablegung eines eid— 
lichen Zeugniſſes gezwungen werden darf, ſo wie auch die daſelbſt 
angefuͤhrten Wirkungen eines freiwillig geleiſteten Zeugniſſes bei— 
zubehalten ſind, als offenbar nicht mehr den gegenwaͤrtigen Zu— 
ftänden angemeſſen erachtet, und auf Grund deſſen beantragt: 

5) die Juden in Bezug auf Glaubwuͤrdigkeit in al: 
len Criminalſachen und der Verpflichtung zum 
Eidſchwur den Chriſten gleich zu ftellen. 

Indem man die Aufhebung der bisherigen exceptionellen 
Glaubwuͤrdigkeit der Juden erbat, iſt kein geringer Schritt ge— 
ſchehen, um das moraliſche Gefuͤhl der Juden auf eine hoͤhere 
Stufe zu heben, als man es bisher zu finden glaubte. Der 
gemeine Haufe ſteht ſich im Grunde bei allen Glaubensbekennt⸗ 
niſſen in Bezug auf oͤffentliche Glaubwuͤrdigkeit gleich; aber es 
iſt eine moraliſche Ungerechtigkeit, wenn dem Manne von hoͤherer 
Bildung, der in jeder Hinſicht Beruͤckſichtigung verdient, bloß ſei⸗ 
nes Glaubensbekenntniſſes wegen, nicht volle oͤffentliche — 
wuͤrdigkeit zu Theil wird. 

Weiter glaubten die Staͤnde nicht gehen zu muͤſſen und ſie 
fanden ſich daher nicht bewogen, auf weitere Antraͤge einzugehen 
und den Juden Theilnahme an den ſtaͤndiſchen Rechten und da— 
durch an der Berathung der Geſetzgebung in irgend einer Weiſe 
zu geſtatten. 

Wir muͤſſen — daß dieſer Antrag nur noch fehlte, um 
die von der Verſammlung verworfene voͤllige Emancipation der 
Juden auf eine indirecte Weiſe durchzuſetzen, bei welcher von 
kirchlichen Ruͤckſichten keine Widerſpruͤche oder nur geringerer 
Widerſtand zu erwarten war. Naͤchſt dem Beſchluſſe der rheini— 
ſchen Stände waren die Anträge Preußens zweifelsohne die um: 


wenn wir nicht irren, ebenfalls zur Verhandlung vor die zu Danzig verfam- 
melten Stände gekommen, jedenfalls aber bei einem Landtage eingegangen 
und die Verſammlung hatte ſich, gegen die Anſicht des Ausſchuſſes, dahin 
entſchieden, daß dem Antrage doch Folge zu geben ſei. 


faſſendſten und am meiſten mit Beſtimmtheit geſtellten und wenn 
auch der Zukunft dabei noch Manches auszugleichen uͤbrig bleibt, 
wenn das Beſtehen eines beſonderen Judenrechts neben dem All— 
gemeinen Landrecht noch immer fortdauert, To iſt doch dieſes Ju⸗ 
denrecht von den Ungerechtigkeiten gereinigt, welche es ſo miß⸗ 
faͤllig gemacht und die von demſelben Betroffenen gehindert hat, 
dem Fluge zu folgen, welchen im Verlaufe der Jahrhunderte 
die Entwickelung des ſocialen Lebens und des geiſtigen Aufſchwun⸗ 
ges genommen hat. 


©. Poſen. 


Zahlreich waren die den Staͤnden der Provinz Poſen vor— 

liegenden, dieſen Gegenſtand betreffenden Petitionen; es waren 
deren neun an der Zahl und es ſind die Folgen der Berathung 
und die Art und Weiſe, in welcher man die Gruͤnde für und 
wider den Antrag geltend machte, grade fuͤr dieſe Provinz von 
beſonderer Wichtigkeit, indem die juͤdiſche Bevoͤlkerung in derſel— 
ben ſtaͤrker iſt, als in andern Provinzen, ja wohl in mehreren 
derſelben zuſammen. 
Angeachtet die zahlreichen Petitionen ſchon den Maßſtab fuͤr 
das Beduͤrfniß der Emancipation haͤtten abgeben koͤnnen, ſo 
glaubte doch ſchon der Ausſchuß nicht die Beduͤrfnißfrage entſchei— 
den laſſen zu dürfen, ſondern andere Ruͤckſichten geltend machen 
zu muͤſſen, die beſonders in der verhaͤltnißmaͤßig bedeutenden An; 
zahl juͤdiſcher Bewohner, der chriſtlichen Bevölkerung gegenüber, 
ſowie, — was bisher uͤberall hervorgeſucht worden iſt, — in 
dem kirchlich religioͤſen Princip gefunden wurden, welches die Ju— 
den der chriſtlichen Bevölkerung völlig entfremde und fie deshalb 
nicht der dieſer zuſtehenden Rechte theilhaft werden zu laſſen 
gebiete. 

Die Berathung fuͤllte mehrere Sitzungen. Der Ausſchuß 
ſtimmte nicht fuͤr den Antrag in ſeinem weiteſten Umfange. Der 
Vorſitzende deſſelben hatte der Verſammlung Bolgenbes zu erwaͤ⸗ 
gen gegeben. 
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Nach allgemeinen Grundſaͤtzen ſollten, wie die Rechte, auch 
die Pflichten aller Landesbewohner gleich ſein. Als im Verlaufe 
der fortſchreitenden Zeit die das jüdische Volk druckenden Geſetze 
ſich gemildert, iſt Hab' und Gut derſelben ſo bedeutend gewach— 
ſen, daß die Juden aus den engen Schranken und Schlupfwin⸗ 
keln, in welchen ſie in Staͤdten und Flecken unſers Landes ge— 
halten wurden, hervortraten und bald die Hauptſtraßen und 
Marktplaͤtze dieſer Städte einnahmen, des Handels und der Ins 
duſtrie ſich ganz bemaͤchtigten, endlich aber zu einer ſolchen Hoͤhe 
des Uebergewichts gelangten, daß, ſollte ihre unbedingte Emanci⸗ 
pation ausgeſprochen werden, faſt alle Städte und Flecken des 
Großherzogthums alsbald unter der ausſchließlichen Verwaltung 
der Juden ſtehen wuͤrden, welche doch, bei der Anhaͤnglichkeit an 
ein hiſtoriſches Vaterland,“) bei dem Glauben an das gelobte 
Land, gegen das ihnen durch den Zufall angewieſene Vaterland 
nie treue Liebe bewahren wuͤrden. 

In Belgien, fuhr der Referent fort, Holland, Frankreich, 
überall, wo den Juden Staatsbuͤrgerrechte verliehen worden, fin— 
den ſie ſich in bedeutend groͤßerer Minderzahl gegen die chriſtliche 
Bevoͤlkerung, als bei uns, vor und bedrohen ſonach auch letztere 
nicht mit dem Uebergewicht des Reichthums und der Macht. 
Im Uebrigen lehrt die Geſchichte der neueſten Zeit, daß die auf 
geklaͤrteſten Voͤlker, — diejenigen, bei welchen die Idee fuͤr Frei— 
heit die Rechtsbegriffe zuerſt entwickelte und ſeſtſtellte, — grade 
bei dem Emancipiren Andersglaubender, in Folge gemachter Er— 
fahrungen, mit der groͤßten Vorſicht zu Werke gingen. Den Be— 
weis liefert England in ſeinem Verhalten gegen Katholiken und 
Juden. Ferner muß man nicht außer Acht laſſen, daß die Gleich— 
ſtellung vor dem Geſetze nicht vermag, den Geiſt der Abſonderung 


*) Die Anhänglichkeit an das hiſtoriſche Vaterland iſt natürlich, ſo lange 
ihnen ein anderes Vaterland nicht feinen Schooß öffnet. Wir haben in 
Preußen eine Menge Ausländer: Böhmen, Holländer, Franzoſenz aber auch 
bei ihnen iſt die Anhänglichkeit an das frühere Vaterland, wenigſtens injo- 
fern erloſchen, als fie nun ungetheilt den Bürgern des Staates angehören, 
der ihnen alle Rechte derſelben ſicherte. Man verſuche es mit den Juden 
und man wird zu demſelben Reſultate gelangen. Daß die Vorſtellung des 
gelobten Landes und der Glaube an eine Wiedervereinigung feiner frühern 
Bewohner in demſelben nur in dem Gehirn der ungebildeten Menge noch 
esiftiren kann und eriftirt, bedarf wohl für den Gebildeten Feines Beweiſes. 
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zu vertilgen, ſobald derſelbe auf den Grundlagen eines eingeſo— 
genen Glaubens feſtruht. So iſt die Abſonderung der Juden 
nicht allein eine Wirkung talmudiſcher Vorſchriften, ſondern ſie 
hat ihren Urſprung im alten Teſtamente ſelbſt, in der einzigen 
lauteren Quelle des iſraelitiſchen Glaubens. Hieraus folgt, daß 
der Jude, ſobald er ſich dem Chriſten irgendwie annaͤhert, genoͤ— 
thigt wird, die eine oder die andre Vorſchrift ſeiner Religion zu 
verletzen und ſomit die Sitten und den Glauben ſeiner — 
gering zu achten. 

Sollte alſo die vollftändige Emaneipation mit einem Male 
erfolgen, ſo wuͤrden wir, bei deren gegenwaͤrtigem Culturzuſtande, 
ein Volk unter uns auftreten ſehen, welches ohne Begriff und 
Ueberzeugung von der hoͤchſten Tugend — der Naͤchſtenliebe, — 
wäre, denn dieſe iſt eine ausſchließliche Satzung des Neuen Te— 
ſtaments, welches von den Juden nicht anerkannt und, — 
ſuͤgen wir hinzu, — von den Chriſten nicht immer Neachſch ge⸗ 
uͤbt wird. 

Wir wollen uns nicht auf Eroͤrterungen dieſer Anſichten ein— 
laſſen, deren theilweiſe Grundloſigkeit bereits in den fruͤhern Be— 
merkungen dargelegt iſt; allein dem Ausſchuſſe waren ſie wichtig 
genug, um den Antrag auf volle Emancipation zuruͤckzuweiſen. 
Mit Ruͤckſicht jedoch auf die Forderungen des Rechtes erklaͤrte 
ſich der Ausſchuß dafür, an Se. Majeſtät die Bitten zu richten: 

1) daß jeder Unterſchied aufgehoben werde, welcher 
nach der vorläufigen Verordnung vom 1. Juni 
1833 zwiſchen naturaliſirten und nicht naturali— 
ſirten Juden gemacht wird; 

2) daß alle im Sinne dieſer vorläufigen Verord— 
nung fuͤr Einwohner des Großherzogthums Po— 
fen anerkannte Juden in ihren eivilen und po: 
litiſchen Rechten der chriſtlichen Bevoͤlkerung 
gleichgeſtellt werden moͤgen, jedoch unter dem 
Vorbehalte der in $ 20. a. b. e. der Verordnung 
ausgeſprochenen Beſchränkungen und mit dem 
Zuſatze, daß den Juden bei ihrer Anſiedelung auf 
dem platten Lande nicht geſtattet werde, Gaſt— 
hoͤfe zu unterhalten und Schank- und Kleinhan— 
del zu treiben. 

Nur ein Mitglied des Ausſchuſſes, ein ritterſchaftlicher Ab— 
geordneter, ſprach für völlige Gleichſtellung und trat auch gegen 
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die Anträge deſſelben auf. Er unterſtuͤtzte feine Abweichung dune 
folgende Darlegungen. 1 

Vor Allem, ſo ſprach er, muß man ſich eine klare Vorſtel— 
lung von dem bilden, was die Urſachen und was die Folgen der 
Erſcheinung ſind, die uns der gegenwaͤrtige Zuſtand der Juden 
darbietet. Gott hat kein verworfenes Volk erſchaffen und die 
Juden ſind nur, weil ſie bedruͤckt wurden, in ihrem gegenwaͤrtigen 
Zuſtande. Sie koͤnnen nichts anders ſein und es werden, wenn 
man ſie in dieſem Zuſtande belaͤßt, auch fuͤr die Zukunft dieſelben 
Folgen hervorgerufen werden. Wir muͤſſen ſie hoͤher und neben 
uns ſtellen, ihr Ehrgefuͤhl erheben, und ſie werden dieſes aner— 
kennen und beſſer werden. Seit länger als einem halben Jahr- 
hundert offenbart ſich eine neue Macht, die der oͤffentlichen Mei— 
nung. Im Geiſte dieſer Macht hat der Landtag zahlreiche An— 
traͤge in Betreff ſocialer Verhältniſſe beſchloſſen; ein gleiches iſt 
das Geſuch der Juden um Emancipation. Warum ſollte man 
ſie auch nicht zu Aemtern zulaſſen? Wenn die Wahl auf fie fällt, 
ſo wird die Frage uͤber ihre Wuͤrdigkeit nicht mehr zweifelhaft 
ſein. Wir haben das Beiſpiel anderer Voͤlker vor uns, muͤſſen 
es nachahmen und werden ſo die Zahl nuͤtzlicher Staatsbuͤrger 
vergroͤßern. 

Indeſſen trat der Vorſitzende des Ausſchuſſes, ebenfalls ein 
Mitglied der Ritterſchaft, nochmals fuͤr die Anſichten und An— 
träge: deſſelben auf und lenkte beſonders die Aufmerkſamkeit der 
Verſammlung auf die große Zahl der Juden im Großherzog— 
thume. Es gebe Staͤdte und Flecken, in welchen die Juden, be— 
faͤnden fie ſich erſt im Beſitze aller ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte, jo: 
wohl durch ihre Anzahl als durch ihre glänzenden Vermögens: 
umftände, alle chriſtlichen Mitbürger von den ſtaͤdtiſchen und ans 
dern Aemtern ausſchließen wuͤrden, weil ſie entweder ganz oder 
doch mindeſtens dem groͤßten Theile nach, ſich zu Meiſtern der 
Wahlen machen koͤnnten. Selbſt England ſtelle das Beiſpiel ei— 
nes vorſichtigen Verfahrens in dieſer Hinſicht auf und dort leb⸗ 
ten kaum 30,000 Juden. Gewiß wuͤrden nicht wenige Mitglieder 
der Verſammlung für die völlige Emancipation ſtimmen, er aber 
muͤſſe ſie fuͤr zu fruͤhzeitig erachten. Zuvor muͤſſe man es mit einer 
nach den Vorſchlaͤgen des Ausſchuſſes beſchraͤnkten Emancipation 
verſuchen. Wuͤrden die Juden in ihren Beſtrebungen, in dem 
Geiſte, welcher ſie ſeit dem Beſtehen der Verordnung vom 1. Juni 
1833 beſeele, fortfahren, fo wuͤrden fie ſich immer mehr ausbil— 


den, denn hierzu ſeien ihnen die Mittel gewährt und die Folge 
davon werde ſeiner Zeit die vollſtaͤndige Emancipation ſein. In— 
dem er das Intereſſe der Juden gegen das der Chriſten, beſon— 
ders an Orten, wo letztere die Minderzahl bilden, abwaͤge, muͤſſe 
er bei den Anträgen der überwiegenden Mehrheit des Ausſchuſſes 
beharren. 

Ein anderer ritterſchaftlicher Ahgeordneter zog die Rechtsver— 
haͤltniſſe der Juden unter der herzoglich warſchauiſchen und unter 
der gegenwaͤrtigen Regierung in Betracht und bemerkte: man 
muͤſſe bei der Loͤſung dieſer wichtigen Frage Ruͤckſicht nehmen, 
nicht nur auf die große Anzahl der Juden, ſondern auch auf 
den niedrigen Standpunkt der Bildung des groͤßeren Theils, be— 
vor man ihnen alle Rechte und Vorzuͤge der Staatsbuͤrger ein— 
raͤume. 

Ein Abgeordneter der Staͤdte widerſetzte ſich dem Antrage 
uͤberhaupt aus dem einfachen Grunde, weil Chriſtus die Juden 
von ſeiner Gnade ausgeſchloſſen und zum ewigen Umherirren ver— 
dammt habe. Bei ihrer Gewandtheit — der Chriſt wird ſich doch 
wohl nicht ſelbſt des Gegentheils beſchuldigen ſollen oder wollen? 
— und den ihnen zu Gebote ſtehenden Geldmitteln würden: fie 
ſich aller Bedienungen in den Staͤdten bemeiſtern und auch in 
vielen andern deutſchen Staaten werde ihnen die Emaneipation 
verſagt, obgleich ſie dort weniger zahlreich ſind. 

Ein Abgeordneter der Ritterſchaft hielt es dagegen fuͤr ange— 
meſſen, die Juden ſo zu ſtellen, wie dies in den alten Provinzen 
der Fall iſt und ein dritter fuͤhrte aus: Chriſtus gebiete, ſeinen 
Naͤchſten zu lieben wie ſich ſelbſt und auch die Juden ſeien unſere 
Naͤchſten. Ihre Religion ſei in den Grundſaͤtzen rein und unta— 
delhaft und die Mutter des Chriſtenthums. Durch Erniedrigung 
habe man die Juden gezwungen nur dem Schacher und dem 
Geldverkehr obzuliegen. Das Verbot der Ueberſiedelung der Ju— 
den in andere Provinzen ſteigere ſowohl ihre Zahl im Großher— 
thume uͤber alle Maßen, als es auch ſchon hierdurch die Chriſten 
benachtheilige, welche mit ihnen, oder vielmehr, mit welchen ſie 
den Erwerb theilen muͤßten. Die Chriſten truͤgen die Schuld an 
dem Zuftande der Juden. Seit 18 Jahrhunderten von jenen aus— 
geſchloſſen, ſich ſelbſt uͤberlaſſen, ſeien fie nicht nur nicht ſchlech— 
ter, ſondern beſſer geworden. Eine vollſtaͤndige Emancipation 
werde fie vollſtaͤndig beſſern und in allen Behtehungen den Chri⸗ 


ſten gleichſtellen. 
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Ein anderer ritterſchaftlicher Abgeordneter bemerkte noch: alle 
Intoleranz ſei den Polen fremd. Schon Boleslaw, Fuͤrſt von 
Kaliſch, habe den Juden die mildeſten Geſetze verliehen und es 
ſei nach ſo vielen Jahrhunderten Zeit, ihnen diejenigen Rechte 
zuzugeſtehen, welche ihnen vorzuenthalten um des allgemeinen Be: 
ſtens wegen und um der Ehre Gottes willen ſich nie geziemt habe, 
weil ja die Staatsbuͤrgerrechte von der Religion nicht abhaͤngig 
gemacht werden duͤrften. 

Ein anderer ritterſchaftlicher Abgeordneter vergleicht die ſe— 
gensreichen Folgen, welche ſchon die vorläufige Verordnung vom 
1. Juni 1833 hervorgebracht, mit den Zuſtaͤnden der Juden in 
einem Nachbarſtaate. 

Ein ſtaͤdtiſcher Abgeordneter weiſt zwar auf die Grundſaͤtze 
des Chriſtenthums hin und macht bemerklich, daß zu den Zeiten 
Juſtinians Juden und Heiden mit den Chriſten in Einigkeit 
gelebt und die Erſteren die hoͤchſten Aemter bekleidet, daß auch 
von einem hoͤhern Standpunkte aus die Juden jegliches Recht 
hätten, mit den Chriſten gleichgeſtellt zu werden; indeſſen, erwaͤge 
man die Wirklichkeit, ſowie, daß der Talmud den Juden ver— 
biete, in Criminal- und andern Sachen Zeugniß abzulegen, uͤber— 
dies auch noch andere Hinderniſſe ihnen eine vollſtaͤndige Annähe— 
rung an die Chriſten unmoͤglich machten, ſo laſſe ſich bei dem ge— 
genwaͤrtigen Zuſtande der Juden ein Mehreres, als was der Aus; 
ſchuß beantragt, nicht thun. 

Ein ritterſchaftlicher Abgeordneter fand die Urſache, warum 
die Juden ſich den Chriſten nicht gleichſtellen laſſen, in ihrer po— 
litiſchen Religion; der Chriſt koͤnne ſich für einen Deutſchen, Fran: 
zoſen u. ſ. w. halten, der Jude aber bleibe immer ein Jude, dürfe 
ſich einer andern Nation nicht einverleiben, keine andere Religion 
bekennen, (— der Chriſt auch nicht, denn dann iſt er ja kein 
Chriſt mehr, —) als ſeine eigenthuͤmliche und koͤnne ſich keine an— 
dere Nationalität aneignen, ohne aufzuhoͤren, ein Jude zu fein. 
Ein großer Unterſchied finde ſtatt zwiſchen der chriſtlichen Religion, 
welche auf Liebe und Freiheit baſirt iſt und dem juͤdiſchen Glau— 
ben, welcher ſich eine Oberherrlichkeit uͤber andere Voͤlker an— 
maße und uͤber andern Glaubensbekenntniſſen zu ſtehen waͤhne. 
Vor dem Geſetze mögen alle Juden, naturaliſirte und nicht na 
turaliſirte, den Chriſten gleichgeſtellt werden, aber zu . der 
Eprifken möge er fie nicht haben. f 

Ein ſtaͤdtiſcher Abgeordneter haͤlt die Religion fuͤr kein Hin— 
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derniß, da der Talmud kein Geſetz ſei und nur wenige Rabbiner 
nach demſelben lehrten. Ein anderer giebt zu bedenken, daß man 
im Stcaͤndeſaal das chriſtliche Intereſſe zu vertreten habe, wor— 
auf entgegnet ward, daß hier jedes Mitglied im allgemeinen In— 
tereſſe feine Meinung aͤußere und zu aͤußern verpflichtet ſei. 

Nachdem noch ein baͤuerlicher Abgeordneter die Juden durch— 
aus zur Militair-Dienſtpflicht herangezogen wiſſen wollte, verei— 
nigte man ſich in Folge dieſer Debatten zu den Fragen: 

1) ob die Verſammlung ſich fuͤr die vollſtändige 
Emancipation nach Maßgabe der verſchiedenen 
Anträge in den verſchiedenen Petitionen erkläre, 
oder 

2) ob dies nicht der Fall ſei? 

fuͤr die erſte Frage ſtimmten 19 Mitglieder, gegen dieſelbe 27. 
Der Marſchall und einige ritterſchaftliche Abgeordnete theilten je— 
doch die Anſicht nicht, daß die Sache hierdurch erledigt ſei, in— 
dem zwar der Ausſchuß die Beſchraͤnkungen angegeben habe, un: 
ter deren Vorbehalt die Emaneipation beantragt werden ſolle, 
daruͤber jedoch verſchiedene Anſichten beftänden. 

Es wurden nun folgende Fragen formirt: 

1) ob die Verſammlung für die Emancipation der 
Juden unter Bedingungen, deren jede beſonders 
discutirt werden ſolle, ſich erkläre, oder 

2) ob dies nicht ſei? 

Die erſte Frage wurde von 32 Mitgliedern bejaht, von 14 
verneint, und zwar von mehreren deshalb, weil der Hauptantrag 
um vollſtaͤndige Emancipation nicht genehmigt worden. 

Die Sache ging nunmehr in Folge deſſen an den Ausſchuß 
zur Umgeſtaltung ſeiner Anträge zuruͤck und wurde in einer der 
folgenden Sitzungen wieder vorgenommen. 

Der anderweitige Bericht des Ausſchuſſes führte nun an: 
Der Landtag hat ſich zwar gegen eine unbedingte, aber auch zu⸗ 
gleich fuͤr eine bedingte Emancipation der Juden ausgeſprochen 
und er hat auf dieſe Weiſe ſeine treue Anhaͤnglichkeit an unſere 
Geſchichte und an den Geiſt unſerer Geſetzgebung bewaͤhrt, deren 
Beſtrebung es war, unter gewiſſen Bedingungen die Juden zum 
Genuß gleicher Rechte mit den uͤbrigen Staatsangehoͤrigen zuzu— 
laſſen, und zwar grade in der Zeit, wo in andern Laͤndern die jü- 
diſche Bevoͤlkerung gewiſſermaßen außerhalb des Geſetzes geſtellt 
und als eine Claſſe von Parias verachtet wurde. Nun liegt es 
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uns ob, die Bedingungen aufjufuchen, unter welchen der Antrag 
auf vorſchreitende Emancipation der Juden Sr. Majeſtaͤt vorzu— 
legen iſt. 

Dem ſo unguͤnſtigen Verhaͤltniſſe der juͤdiſchen zur chriſtlichen 
Bevoͤlkerung im Großherzogthum Poſen, im Vergleich mit den in 
den andern Provinzen ſtattfindenden Verhaͤltniſſen, duͤrfte einzig 
und allein durch Gleichſtellung der hieſigen Juden, ſowohl in 
Civil- wie in politiſchen Rechten, mit den Juden der ganzen Mo: 
narchie und in Folge der Gleichſtellung, durch die Aufhebung aller 
Beſchraͤnkungen der Freizuͤgigkeit der Juden, einigermaßen abge— 
holfen werden. Neben dem im Großherzogthum Poſen gelten— 
den Geſetze von 1833 beſteht im Preußiſchen Staate noch ein 
anderes allgemeines Geſetz vom 11. März 1812, welches in den 
alten Provinzen gilt. Dieſes Geſetz wuͤnſchte der Ausſchuß auf 
alle Juden des Preußiſchen Staats, insbeſondere aber auf die 
juͤdiſche Bevoͤlkerung des Großherzothums Poſens angewendet 
zu ſehen. 

Dieſes Geſetz, fo lautet der Bericht weiter, iſt Außerft liberal 
in der wahren Bedeutung des Worts; ſeine Beſtimmungen ſind 
klar, freiſinnig und allgemein; es giebt den Juden die vollkom— 
mene Gleichheit in den Civil- und politiſchen Rechten mit den 
chriſtlichen Staatsbuͤrgern und laͤßt nur zwei Ausnahmen zu, nur 
zwei, aber ſehe gewichtige und wohlbegruͤndete. Die erſte dieſer 
Ausnahmen betrifft die vorläufige Ausſchließung der Juden von 
den Staatsaͤmtern, die zweite die Eidesleiſtung in Criminalſachen. 
Das Motiv der erſteren iſt der juͤdiſche Separatismus, das der 
zweiten ſind einige Beſtimmungen des Talmud. Waͤhrend ſeines 
30jaͤhrigen Beſtehens hat dieſes Geſetz mannigfache Modificatio— 
nen erlitten, die, nach der Anſicht des Ausſchuſſes, nicht immer 
mit dem allgemeinen Geiſte deſſelben uͤbereiſtimmen. Es iſt alſo 
zu wuͤnſchen, daß dieſes Geſetz auf ſeine urſpruͤnglichen Beſtim— 
mungen zuruͤckgefuͤhrt, d. h. daß alle ſpaͤter ergangenen beſchraͤn— 
kenden Beſtimmungen aufgehoben wuͤrden. Die einzige Be— 
ſchraͤnkung wuͤrde fein: das Verbot auf dem platten Lande Schank— 
wirthſchaften zu halten. Die Vergangenheit beweiſt uns naͤmlich, 
daß dies allein gefaͤhrlich und verderblich iſt, und die Geſchichte 
unſerer Geſetzgebung belehrt uns, daß trotz ihres, der Judenſache 
im Allgemeinen guͤnſtigen Geiſtes dieſe Beſchraͤnkung allein zu 
verſchiedenen Zeiten (1538, 1720) wiederholt ausgeſprochen 
wurde. 
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Um den Separatismus der Juden zu beſeitigen, wuͤnſcht der 
Ausſchuß ſodann die allgemeine Militairpflicht der Juden mit 
Aufhebung der Necrutenfteuer ausgeſprochen, indem das Militair 
einen wohlthaͤtigen Einfluß auf ihre Bildung uͤben wuͤrde. Das 
Naͤmliche ſei von der Abſolvirung des Gymnaſialunterrichts zu 
ſagen. Die Bildung und das Aufwachfen unter der chriſtlichen 
Jugend ſei das einzige Mittel, die Juden zu regeneriren. 
In Erwägung dieſer Gründe ſprach ſich der Ausſchuß da— 
fuͤr aus: 
daß der Landtag ſich für Ertheilung der vollſtaͤndigen 
Emaneipation derjenigen Juden verwende, welche 
die eine oder die andere der oben bezeichneten Be— 
dingungen erfuͤllt haben wuͤrden und folglich für Er— 
ſetzung des ſetzt im Großherzogthum beſtehenden 
Unterſchiedes zwiſchen naturalifirten und nicht natu— 
raliſirten Juden durch einen viel hoͤheren und edle— 
ren, auf Verdienſt und Bildung, nicht aber auf bloßes 
Vermoͤgen, bafirten Unterſchied, 

indem die Eroͤffnung eines ſolchen perſoͤnlichen Weges zur voll— 

ſtaͤndigen Emancipation ein kraͤftiger Sporn fiir die juͤdiſche Be— 

voͤlkerung ſein werde. 

Bei der nun folgenden weitlaͤufigen Debatte wurde auch die 
Anſicht aufgeſtellt, daß Militaͤrdienſt und Schulſtudien nicht aus⸗ 
ſchließlich zu Bedingungen der Emancipation erhoben werden koͤnn— 
ten, jener nicht, weil die gegenwaͤrtigen älteren Juden und alle 
zum Militairdienſt nicht brauchbaren von der Emancipation aus⸗ 
geſchloſſen fein wuͤrden, die Schulſtudien nicht, weil Abiturienten 
von dem Gymnaſium keine Gewaͤhr fuͤr ihre Sittlichkeit boͤten. 
Als es jedoch zur Abſtimmung über die Vorſchlaͤge des Ausſchußes 
kam, beſchloß die Verſammlung einſtimmig: 

Se. Majeſtaͤt zu bitten, das Geſetz vom 11. Maͤrz 
1812 auf feine urfprünglichen Beſtimmungen zuruͤck— 
zuführen, alfo ohne alle Später ergangene beſchraͤn— 
kende Beſtimmungen, auf alle Juden im preußiſchen 
Staate, insbeſondere auch auf die Juden im Groß— 
herzogthum Poſen in Anwendung bringen zu laſſen. 

Ueber den Vorſchlag des Ausſchuſſes, den Juden auf dem 
platten Lande nicht zu geſtatten Schankwirthſchaften zu halten, 
waren die Meinungen getheilt. Der Referent des Ausſchuſſes er— 
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klaͤrte ſich darauf für ein Amendement, welches dahin geht, in die 
Petition die Bitte aufzunehmen: 
daß in Erwaͤgung der moͤglichen Nachtheile, welche 
durch juͤdiſche Schaͤnker und Kleinhaͤndler mit Ge— 
tranken auf dem platten Lande zu beſorgen feien, die 
Polizeibehoͤrden anzuweiſen ſein moͤchten, Antraͤge 
der Juden um Conceſſionirung zu dergleichen Gewer— 
ben beſonders ſorgfaͤltig mit Ruͤckſicht auf die Per— 
ſoͤnlichkeit der zu Conceſſionirenden zu prüfen, 
auf welchen Vorſchlag die Verſammlung mit 31 gegen 12 Stim⸗ 
men einging, dagegen das Amendement eines ritterſchaftlichen 
Abgeorgneten: 
daß Juden zu allen Staatsaͤmtern zugelaſſen und 
nur von den kaͤuflichen Ehrenrechten des Patronats 
und des Vorſitzes in den Schulvorſtaͤnden bei ſchriſt— 
lichen Schulen ausgeſchloſſen werden ſollen, 
21 Stimmen für und 22 Stimmen gegen ſich hatte. Ein: 
ſtimmig ward jedoch beſchloſſen zu bitten: 
die allgemeine Militair-Dienſtpflicht auf die Juden 
auszudehnen und dieſelben von Entrichtung der Re; 
crutengelder zu entbinden. 

Ebenſo erklaͤrten ſich 34 Stimmen gegen 8 Stimmen dafuͤr, 
daß jeder Jude, nach Ablauf einer dreijährigen Mir 
litair-Dienſtzeit, bei untadelhafter Führung, der voll— 
ſtaͤndigen Emancipation ſich erfreuen möge, 

und 32 Stimmen gegen 8 Stimmen dafuͤr: 
daß jeder Jude, welcher die Gymnaſialſtudien durch— 
gemacht, und ein gutes Sitten- und Maturitaͤtszeug⸗ 
niß erlangt, ebenfalls völliger Emaneipation theil- 
haft werde; 

ferner 29 Stimmen gegen 13 Stimmen: 
daß dieſes Vorrecht auch für diejenigen erbeten werde, 
welche ihre Studien auf Real-, Gewerbe, Handels, 
Bau-, Navigationsſchulen oder forſt, und landwirth— 
ſchaftlichen Academien abſolviren und gute Sitten— 
und Maturitaͤtszeugniſſe erhalten; 

auch 41 Stimmen gegen eine fuͤr 
die Ausdehnung der vollſtaͤndigen Emancipation auch 
auf diejenigen Juden, welche perſoͤnlich die Land— 
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wirthſchaft 6 Jahre mit jüdiſchem Geſinde betrieben 
haben; 

ferner: 
auf alle achtbaren und völlig unbeſcholtenen Juden, 
welche Magiſtrat und Stadtverordnete dafuͤr geeig— 
net halten; 

und auf den Antrag des Neferenten im Ausſchuſſe: 
daß der Erlaß der im 8.39 des Geſetzes vom 11. März 
1812 vorbehaltenen Beſtim mungen wegen des kirch— 
lichen Zuſtandes und der Verbeſſerung des Unter— 
richts der Juden moͤglichſt beſchleunigt werde— 

In einer ſpaͤteren Sitzung kam ein ſtaͤdtiſcher Abgeordneter 
nochmals auf dieſe Angelegenheit zuruͤck und nahm die Verwen— 
dung des Landtages für Aufhebung der §§. 335. No. 7 und 358. 
Mo. 8. der Criminal-Ordnung wegen der Judeneide in Anſpruch, 
da, nach einem beigebrachten Gutachten des Rabbinats zu Liſſa, 
die Beſtimmungen jener §§. auf den moſaiſchen Geſetzen nicht 
baſirten. Der Antrag erlangte jedoch nicht die geſetzliche Ma— 
joritaͤt. 

Wenn man beruͤckſichtigt, daß gerade im Großherzogthum 
Poſen hinſichtlich der Juden noch beſondere Verhaͤltniſſe obwalten, 
daß grade der dort lebenden juͤdiſchen Bevoͤlkerung in ihren untern 
Claſſen weit mehr, als in andern Provinzen, der Vorwurf des 
Zuruͤckbleibens bei den allgemeinen Zeitfortſchritten, alſo eines nie— 
dern Grades des Culturzuſtandes gemacht wird, ſo wird man aus 
den in Anregung gekommenen Antraͤgen doch erſehen, daß dieſel— 
ben wenigſtens gegen die bisherigen Zuſtaͤnde ein Fortſchritt ge— 
nannt werden koͤnnen, wenn ſie auch nicht den Umfang der rhei— 
niſchen, ja nicht einmal der preußiſchen Antraͤge haben. Jeden— 
falls iſt die Abſicht nicht zu verkennen, den in Bezug auf den 
Culturzuſtand geltend gemachten Hinderungsgrund, der, wenn ja 
in einer Provinz, ſo in Poſen, Platz greiſt, zu beſeitigen und die 
Reſultate der ſtaͤndiſchen Berathungen der Provinz ſtellen ſich je— 
denfalls hoch Über die der Provinz Sachſen. 


1. Schleſien. 


Der hier vorliegende Antrag des Ober-Vorſteher-Collegiums 
der iſraelitiſchen Gemeine war darauf gerichtet: 

Allerhoͤchſten Ortes zu bitten, daß nicht nur die im Edicte vom 
11. März 1812 den juͤdiſchen Bewohnern der alten Provinzen 
zugetheilten und durch die deutſche Bundesacte gewaͤhrleiſteten 
Rechte vollkommen wieder hergeſtellt, ſondern auch im Allgemei— 
nen den Juden der preußiſchen Monarchie vollkommene buͤr— 
gerliche Gleichſtellung mit den chriſtlichen Unterthanen huldreichſt 
zugeſtanden werde. 1 

Im berichterſtattenden Ausſchuße ſprachen 9 Mitglieder für, 
und eine Minorität von 2 Mitgliedern im Allgemeinen gegen die 
Petition. Nach dem Vortrage des ſehr gruͤndlich ausgearbeiteten 
Referats erhob ſich eine ſehr lebhafte Debatte, 

Fuͤr die Petition wurde zunaͤchſt hervorgehoben, daß diejeni— 
gen Juden, welche bisher Aemter bekleidet hatten, dieſen ſehr wuͤr 
dig vorgeſtanden haben. Andere Staaten find uns in der Eman: 
cipation vorangegangen, bemerkte der Redner, namentlich England, 
wo ein Jude die Stelle des erſten Sheriffs von London beklei— 
det, Frankreich, welches unter ſeinen Advokaten, Militairs und 
Deputirten Juden zählt, Holland, wo dieſelben in allen Verwal 
tungszweigen Anſtellung finden. 

Man hob die theocratiſchen Grundſaͤtze der Juden als Hin— 
derungsgrund hervor, allein man entgegnete, daß eben durch die 
theocratiſchen Grundſaͤtze hinreichende Sicherheit für das Staats; 
leben gewaͤhrt werde. 

Der Einbringer der Petition ſprach ſich dahin aus, daß auch 
er für vollſtaͤndige Emancipation der Juden ſei, deren Gewaͤh⸗ 
rung aber, unſers Hoͤrigkeitsgeſetzes und der Nähe von Po; 
len wegen, viele Schwierigkeiten enthalte, indem letztere viele 
Einwanderungen veranlaſſen wuͤrde. Ferner enthalten die heiligen 
Buͤcher der Juden viele Grundſaͤtze, in Folge deren ſich dieſel— 
ben als ein bevorzugtes Volk und andere Menſchen als unterge— 
ordneter als ſich ſelbſt betrachten. Vollſtaͤndige Emancipation 
werde erſt dann eintreten koͤnnen, wenn Ehebuͤndniſſe zwiſchen 
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Chriſten und Juden, und fomit das bisher ausfchließliche Fort 
pflanzen der Race in ſich aufhört *). 

Die Nähe von Polen, fuhr der Redner fort, wo die Juden 
ſich noch in einem ſehr gedruckten Zuſtande, wie im 13. und 14. 
Jahrhunderte in Deutſchland befinden, wuͤrde bei jeder Erneue— 


„) Der Abgeordnete, welcher dieſes hervorhebt, hat ſo Unrecht nicht; eine 
völlige Anſchließung und wirkliche Verſchmelzung des einen Volkes mit dem 
andern iſt nur durch eine Durchkreuzung der Racen zu erzielen möglich, durch 
eine Geſtattung der gegenſeitigen Verheirathung erreichbar. Und hierbei iſt 
wiederum nur die Kirche die Verhinderin einer Sache, gegen welche ſich, vom 
Geſichtspunkte des Staates aus, an und füt ſich nichts einwenden läßt, ja gegen 
die nicht einmal die Geſetze des Staates eine Einwendung machen. We⸗ 
nigſtens iſt un ine Beſtimmung des A. L. R. bekannt, welche eine Ehe 
zwiſchen Chriſten und Juden hindere; nur die kirchlichen Rückſichten und die 
kirchlichen Geſetze verbieten dieſelben; denn welcher Prediger oder Rabbiner 
würde wohl eine ſolche Ehe einſegnen, und ihr dadurch rechtliche Giltigkeit 
zu geben ſich entſchließen? Eine bloße Civilehe kennt jedoch unſere Geſetz⸗ 
gebung nicht und wenn dieſelbe auch rechtliche Giltigkeit hätte, ſo würden 
doch dieſelben Colliſionen eintreten, welche der Geſetzgebung ſich ſchon bei ge— 
miſchten chriſtlichen Ehen bieten; man würde ſich aus kirchlichen Rückſichten 
zu ſcheuen haben, den Sprößlinge dieſer Ehen, fo lange die Emancipation der 
Juden nicht ausgeſprochen ift, die Stellung zu Theil werden zu laſſen, welche 
den Kindern aus chriſtlicher Ehe, wenn auch aus gemifchter, nicht entzogen 
werden können. War doch in der Provinz Preußen ein Antrag: 

auf Geſtattung gemifchter Ehen zwiſchen Juden und Chriſten 
eingegangen, allein die Verſammlung konnte ihn nicht befürworten, in Be⸗ 
rückſichtigung des Grundes, daß die preußiſchen Geſetzbücher ein dergleichen 
Verbot nicht enthalten, das A. L. R. vielmehr in §. 36 Thl. J. Tit. — nur 
im Allgemeinen beſtimmt: 

ein Chriſt kann mit ſolchen Perſonen keine Heirath ſchließen, welche — 

den Grundſätzen ihrer Religion ſich den chriſtlichen Ehegeſetzen zu unter⸗ 

werfen gehindert find, 

Auch ſah man keinen Fall vorliegen, in welchem der Eingehung der 
Ehe zwiſchen einem Chriſten und Juden von Seiten der Staate Behörde 
ein Hinderniß in den Weg gelegt worden, (— ein directes freilich nicht, denn 
dieſes fällt der Kirche zur Laſt, wohl aber ein indirectes —) vielmehr ſind 
Fälle bekannt in welchen gemiſchte Ehen zwiſchen N und Juden 
factiſch beſtehen. 

Die vom Redner geſtellte Einwendung gehört alſo keinesweges noch 
vor das Forum des Staates, ſondern lediglich vor das Forum — 
mit welcher es die Parteien dann weiter auszumachen haben. 
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rung jenes Druckes, zahlreiche Einwanderungen, mit allen ſitt— 
lichen Nachtheilen fuͤr uns herbeifuͤhren, die jener Druck dort 
nothwendig erzeugen muß. Deshalb ſei es nothwendig, von des 
Königs Majeftät eine vorbereitende Geſetzgebung zu erbitten, um 
dadurch die Entwickelungsphaſe herbeizuführen, und fo, in zeitge— 
maͤßer Art, ein Volk wirklich unter uns aufzunehmen, welches 
ſeine Huͤtten neben uns erbaut hat. 

Man entgegnete indeſſen, daß man, eben bei den jetzigen ge: 
druͤckten Verhaͤltniſſen der Juden, nothwendig auf eine baldige 
und voͤllige Emancipation hinwirken muͤſſe; indeſſen bemerkte der 
vorige Redner darauf: daß er nur die Emancipation nicht aus 
dem gruͤnen Baum geſchnitten zu ſehen wuͤnſche, ſondern daß die— 
ſelbe vorbereitet werde, (— damit ja noch Jahrhunderte vergehen 
koͤnnen, bevor ſie in der völligen Wirklichkeit eintritt, ). So 
habe man zwar den Juden das Recht dan le da⸗ 
gegen ihnen die ſo wichtige aͤrztliche Praxis gelaſſen; vor vollſtaͤn— 
diger Emaneipation ſei es zweckmäßig, erſt dieſes dabei ſich kund— 
gebende Hinderniß wegzuraͤumen. 

Andererſeits wurde bemerkt, daß nicht nur die Ruͤckſichten der 
Humanitaͤt und der Philanthropie, welche die Gleichſtellung An— 
derer bedingen, ſondern auch der rechtliche und hiſtoriſche Stand— 
punkt die Emancipation der Juden erheiſchen. Dieſer iſt im 16. 
Artikel der deutſchen Bundesacte enthalten, welche den Juden 
nicht nur ihre bisherigen Rechte garantirt, ſondern ihnen auch Er⸗ 
weiterung derſelben verheißt. Dem venuͤnftigen Staatsrecht iſt der 
jetzige Zuſtand geradezu entgegen, denn dieſes fordert, daß politiſche 
Rechte fo wenig als politische Beſchraͤnkungen durch Erbrecht von ei: 
ner Generation auf die andere uͤbergehen. Der Talmud ſei kein Ge— 
ſetzbuch, ſondern nur eine Sammlung von Erklaͤrungen und Mei 
nungen uͤber Cultus- und Ritualgeſetze und ſtelle ſelbſt die Regel 
auf, daß fuͤr die Juden die Geſetze des ſchuͤtzenden Staates bin— 
dende Kraft haben, daß die Pflichten gegen den Staat auf glei— 
cher Hoͤhe ſtehen mit den Pflichten gegen Gott, und die Eman 
eipation ſei deshalb chriſtlich, gerecht und billig. Das Eingehen 
von Ehen zwiſchen Chriſten und Juden ſei aber jetzt nicht zu 
laͤßig, alſo das zur völligen Emancipation durchaus nothwendige 
Amalgamiren nicht moͤglich und es herrſche ſomit das widerſtre— 
bende Element des Volkes (— nein das des religioͤſen Glau— 
bens, —) als eines ſolchen fortwährend vor. So lange hierin 
nicht eine Aenderung eintrete, würde das Nebeneinanderftellen, 
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das Gleichſtellen der Rechte immer nur ein widerſtrebendes, alſo 
ſicher ein nicht wohlthaͤtiges Element im Staate bilden. Das 
Edict von 1812 ſei nur im adminiſtrativen Wege geſchmaͤlert wor⸗ 
den, und warum ſolle die penetrirende Intelligenz der Juden fuͤr 
Lehraͤmter und fuͤr Communalſtellen dem Staate entzogen werden? 
Wenn ſie fuͤr das Recht, fuͤr das Vaterland mit uns kaͤmpfen, ſo 
muͤſſe man ihnen auch Rechte gewähren. "Wenn Voͤlker ſich ver 
einigen, dann aſſimilire ſie auch der Geſetzgeber; das ſei aber bei der 
Iſolirung der Juden nicht der Fall. Werden wir ihnen gleiche 
Rechte gewaͤhren, und haben ſie ſomit gleiche Vortheile am Ge— 
deihen des Staats, dann werden fie ſich auch aſſimiliren. 

Man brachte jedoch gegen die beabſichtigte Emancipation fol 
gende Gruͤnde vor: Der Landtag ſei berufen, des Volkes Ge— 
ſinnung auszuſprechen. Bei der vorliegenden Frage duͤrfe man 
ſich aber nd eh, daß es keinen günftigen Eindruck auf 
das Volk machen wuͤrde, wenn Juden Richter, wenn ſie Vorgeſetzte 
ſein ſollten. Unter allen Staatsverfaſſungen ſind die Juden zu allen 
Zeiten ein geſondertes Volk geweſen. Der Jude in Portugal 
ſtehe dem Juden in Polen naͤher, als ſeinen Mitbuͤrgern. Das 
Trachten nach Gewinn halte die Juden in Polen zuruͤck, wo ſie 
ungeachtet des geſetzlichen Druckes, in ſo großer Anzahl ſich be 
finden. Welche Mißverhaͤltniße würde es hervorbringen, wenn 
Juden Landtags⸗Deputirte fein ſollten, nachdem gebeten worden, 
die Verfaſſungsfragen der evangeliſchen Kirche den Staͤnden vor— 
zulegen? *) 

Die Maſſe des Volks ſei noch . auf dem freiſin⸗ 
nigen Standpunkte, um die Emancipation der Juden zu wuͤnſchen, 
wie ſich dies bei dem Erwerb derſelben von Ritterguͤtern heraus— 
ſtelle. Aus dieſer Abneigung ſchon gehe hervor, daß die Eman— 
cipation noch nicht zeitgemaͤß iſt. 

Es wurde ferner auf die Folgerungen aufmerkſam gemacht, 


) Würde das Mißpverhältniß wirklich fo groß fein? oder iſt nicht etwa 
derſelbe Uebelſtand zu erwarten, wenn der katholiſche Abgeordnete über Ber- 
faſſungsfragen der evangeliſchen Kirche feine Meinung und fein Stimmrecht 
geltend macht und geltend machen kann. Streng genommen, müßte für ſolche 
Fälle das Begutachtungsrecht nur nach den Confeſſionen ertheilt ſein, oder 
das Stimmrecht der Juden muß als eben fo unſchuldig betrachtet werden, 
als das einer andern Confeſſion, in ſofern ſich beide nur durch ihr Veto! 
zu äußern vermögen. 


welche durch das Eindringen der Juden in alle Sphären des oͤf— 
fentlichen Lebens entſtehen muͤßten, da der Organismus unſers 
Staats mit dem Chriſtenthum eng verwachſen, ja feine Inſtitu— 
tionen auf daſſelbe begruͤndet ſind. 

Im entgegengeſetzten Sinne wurde auf das in der Bundes 
acte Artikel 16 gegebene Verſprechen in Betreff der Juden-Eman⸗ 
cipation erinnert. Der Fuͤrſt Hardenberg habe ſchon im Jahre 
1812 vor dem Erlaß des Edictes geſagt, daſſelbe ſei in die vier 
Worte: gleiche Rechte, gleiche Pflichten, zu faſſen.“) 

In Folge dieſer Debatten beſchloß nun die Verſammlung: 

Die Petition in ihrem ganzen Umfange nicht zu befürworten, 

Der Ausſchuß hatte das Amendement geſtellt: 

Soll auf Emancipation der Juden unter der Bedingung an— 
getragen werden, daß ſie auf die von ihrer Religion gebotenen 
Gebraͤuche Verzicht leiſten, inſofern dieſe gegen die den Chri— 
ſten gebotenen Gebraͤuche verſtoßen? 

Doch auch dieſes wurde uͤberwiegend abgelehnt; dagegen die 
Frage: 

Soll Allerhoͤchſten Orts gebeten werden, daß die in dem Ediet 
vom 11. Maͤrz 1812 den Juden ertheilten Rechte wieder her— 
geſtellt werden? 
mit 57 bejahenden gegen 25 verneinende Stimmen zur Pet 
tion erhoben. 


8. Weſtphalen und Pommern. 


Es ſind uns aus dieſen beiden Provinzen die Reſultate 
der in Bezug auf das vorliegende Thema ſtattgefundenen Ver 


) Und mit Hardenberg ſtimmen im Grunde auch die Anſichten aller 
Staatsmänner; denn nur auf dieſes Princip gegründet iſt der Zuſtand der 
Staatsbürger als ein gerechter zu betrachten. Wir wollen hier nicht einzelne 
Stimmen derſelben ſammeln und verweiſen des Weiteren nur auf von 
Strombeck's neueſte Schrift über die Emaneipation der Juden. 
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handlungen nicht bekannt geworden; aus der Provinz Weſtphalen 
aus dem Grunde, weil die Mittheilung der Landtagsverhandlun— 
gen überhaupt noch nicht vollſtaͤndig erfolgt iſt, obwohl man ſich 
der Hoffnung uͤberlaſſen kann, daß nunmehr wohl die Schwie— 
rigkeiten beſeitigt fein werden, welche der Veröffentlichung entge— 
gen ſtanden. 

Daß ſich in der Provinz Weſtphalen ein nicht minder reges 
Intereſſe fuͤr die Sache kundgab, als in andern Provinzen, laͤßt 
ſich aus dem folgern, was bereits auf fruͤhern Landtagen vorge 
gangen war, Vorgaͤnge welche der Clerus nicht mit guͤnſtigen 
Augen betrachtete, indem er, und zwar zunaͤchſt von evangeliſcher 
Seite, Proteſt einlegte gegen dieſelben und die Folgen, welche ſie 
etwa haben koͤnnten. Daß durch dieſe Proteſte der, wenn auch 
einzelnen Synoden, die Meinung und Anſicht des Volkes nicht 
irre geleitet wurde, geht ſchon aus den Antraͤgen hervor, welche 
der diesjährigen Verſammlung der Provinzial-Staͤnde Weſtpha— 
lens vorlagen, unter denen die Petition eines ſtaͤdtiſchen Abge— 
ordneten: 

auf Aufhebung des die Juden beſchraͤnkenden Geſetzes vom 
20. September 1836 
lautet, mehrere andere jedoch, darunter eine von Buͤrgern der 
Stadt Paderborn: 
auf völlige bürgerliche und politiſche Gleichſtellung 
der Juden mit der ſchriſtlichen Bevoͤlkerung 
gerichtet ſind. 

Wir bedauern, das Ergebniß dieſer Petitionen noch nicht 
mittheilen zu koͤnnen, ſind aber uͤberzeugt, daß es ſich gewiß nicht 
an die unguͤnſtigſten anſchließen wird, welche wir in den bisheri— 
gen Verhandlungen der andern Provinzen ſich herausſtellen ſahen, 
denn an Freimuͤthigkeit und an liberaler Geſinnung ſtehen die 
Bewohner Weſtphalens ihren Nachbarn, den Rheinlaͤndern nicht 
nach. Nur in der Provinz Pommern ſcheint man mindere Theil— 
nahme an der Angelegenheit bewieſen zu haben, wenigſtens lie— 
fern die Öffentlichen Blätter keine Documente für das Gegentheil. 
Indeſſen iſt auch von dieſer Provinz zu erwarten, daß ſie dem, 
was in der Hauptſtadt des Staats vorgegangen iſt, ſich anſchließe, 
und daß jedenfalls die dort erhobenen Stimmen auch als die ihrigen 
betrachtet werden koͤnnen. Wir bedauren zugleich, von den Ver— 
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handlungen ihrer Stände, Berfanimlung überhaupt verhältnißmä- 
Big nur fo wenig Mittheilungen erhalten zu haben. 


Indem wir hiermit die Zuſammenſtellung ſchließen, koͤnnen 
wir nicht umhin, nochmals unſere bereits ausgeſprochene Anſicht 
zu wiederholen, daß es nicht der Staat, ſondern daß es die Kirche 
iſt, welche die Bedenken hervorruft, die man gegen die Emanci— 
pation der Juden haben zu muͤſſen glaubt, und daß der Staat, 
wenn er ſich durch dieſe Bedenken leiten laͤßt, wie wir glauben, 
ſeine Freiheit und Selbſtſtaͤndigkeit Ruͤckſichten zum Opfer bringt, 
deren leitendes Princip hiſtoriſch fo oft ſchon fein Anſehen, feine 
Macht untergraben, den Herrn zum Diener gemacht und ſogar 
ſeine Exiſtenz gefaͤhrdet hat. Nicht der Staat darf Diener der 
Kirche, ſondern dieſe muß Dienerin des Staates ſein und iſt es, 
wie formell verſchieden ſich dieſelbe auch nach Außen geſtaltet, nur 
ſo lange, als ſie nicht Veranlaſſung wird, daß ein Theil der Be— 
wohner und Mitglieder des Staatsverbandes in ſeinen buͤrgerlichen 
Rechten beeintraͤchtigt wird. 

Aber noch eine andere Anſicht drängt ſich uns unwillkuͤrlich 
auf, eine Inconſequenz, die der Staat andern Staaten gegenüber 
begeht, in denen nicht das kirchliche Princip des Chriſtenthums 
das herrſchende iſt. Wir erinnern nur an die Vorgänge in Sy- 
rien und dem Oriente, deſſen chriſtliche Mitbewohner der den 
Religionsvorſchriften des Islam ergebenen Regierung unterworfen 
ſind. Wenn auch weniger direct als die beiden Großmaͤchte Eu— 
ropa's, die ſich in die Seeherrſchaft theilen, ſo iſt doch die Groß— 
macht Preußen indirect bei der Anforderung betheiligt, welche 
man an die tuͤrkiſche Regierung ſtellt, naͤmlich die, den chriſtlichen 
Bewohnern gleiche, wo nicht überwiegende Rechte und Berechti— 
gungen einzuraͤumen, als der tuͤrkiſchen Bevoͤlkerung. Was du 
willſt, das dir die Leute thun ſollen, das thue ihnen auch! kann 
man wohl nicht mit Unrecht ausrufen, wenn man die hierauf be— 
zuͤglichen Mittheilungen in den Öffentlichen Blättern lieſt. 

Doch Muth! Die Bahn iſt gebrochen und ruͤſtige Kaͤmpfer 
haben ſich fir die Sache des Rechts und der Humanität in die 
Schranken geſtellt. Aber der Kampf iſt noch nicht beendet und 


der Sieg noch nicht errungen. Mag jener immerhin noch eine 
Weile dauern; der Ausgang, den er endlich nehmen wird und 
nehmen muß, zeigt ſich ſchon in den vorliegenden Reſultaten und 
wenn dann der Sieg entſchieden ſein wird, dann feiert die Menſch— 
heit einen neuen, einen ſchoͤnen Triumph. 


